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Kurzbeschreibung

Mit dem Umweltschadensgesetz (USchadG) wurde 
im Jahr 2007 ein öffentlich-rechtliches, ordnungs-
rechtliches Instrument für die Bewältigung von 
Umweltschäden an den Schutzgütern Biodiversi-
tät, Wasser und Boden eingeführt. Mit diesem wird 
eine grundsätzlich verschuldensunabhängige Haf-
tung der Verantwortlichen für Umweltschäden im-
plementiert (Verursacherprinzip). Dabei geht es 
nicht „nur“  darum, eingetretene Umweltschäden 
zu sanieren und einzudämmen (wobei die „Sanie-
rung“ von kaum  einem anderen Instrument in die-
ser Deutlichkeit  gefordert wird). Vielmehr müssen 
auch drohende  Umweltschäden präventiv vermie-
den werden.  Obwohl das Gesetz bereits im Jahr 2007 
in Kraft getreten ist und als Grundlage gerade für 

1	 Hierzu ausführlich etwa Koukakis et. al., Endbericht zum Forschungsvorhaben „Evaluation von praktischer Anwendung und Wirksamkeit der öffentlich-rechtlichen Haftung für 
Umweltschäden“ des Umweltbundesamtes, 2026.

2	 In Anlehnung an den Leitfaden zur Anwendung des Umwelthaftungsrechts in Spanien: Ministerio para la Transición Ecológica (2019): Documento guía sobre la aplicación de la 
normativa de responsabilidad medioambiental en España, S. 23

die Anordnung von Sanierungsmaßnahmen dienen 
kann, ist es bisher seitens der Vollzugsbehörden nur 
in wenigen Fällen angewandt worden.

Die geringen Anwendungszahlen hängen auch damit 
zusammen, dass noch Unsicherheiten hinsichtlich der 
Inhalte, Prüfschritte und Reichweite des Instruments 
bestehen, dieses mitunter als schwierig und kom-
plex oder gar als überflüssig wahrgenommen wird.1 
 Dabei ist Gegenteiliges der Fall! Bei genauerer Betrach-
tung ist es weder schwieriger in der Anwendung, noch 
komplexer, als sonstiges Fachrecht.2Auch bietet es 
durchaus Möglichkeiten, die das sonstige Fachrecht 
nicht eröffnet. Dem USchadG kommt also durchaus 
auch im Vollzug ein Mehrwert zu, den es zu betonen 

1 Kurzbeschreibung

Vorsorge- 
maßnahmen

Vermeidungs-
maßnahmen

Sanierungs
maßnahmen

Begrenzungs- 
und Eindämmungs

maßnahmen

Normalbetrieb Gefahr eines Schadens Umweltschaden

Verursacherprinzip

Quelle: Eigene Darstellung2
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Kurzbeschreibung

gilt! So ist bereits an dieser Stelle hervorzuheben, dass 
das Gesetz ausdrücklich eine „Sanierung“ fordert. 
Zu nennen sind aber auch Informationspflichten, die 
das Fachrecht nicht kennt, oder aber der Umstand, 
dass die Rechtsfolgen von Gesetzes wegen eintreten. 
Zudem sieht es explizit Maßnahmen für zwischenzeit-
liche Verluste vor, die andere Instrumente so nicht – 
 jedenfalls nicht ausdrücklich – vorsehen. 

Ziel dieser Praxishilfe ist es dementsprechend, Anwen-
denden, aber auch potentiellen Verantwortlichen, die 
wichtigsten Aspekte des Umweltschadensrechts näher 
zu bringen. Dabei sollen insbesondere die für die An-
wendung wesentlichen Prüfschritte dargestellt und in 
kurzer und prägnanter Form erläutert werden. 

Natürlich weist auch das Umweltschadensrecht – wie 
jede Rechtsmaterie – seine „Besonderheiten“ auf. 
Diese machen es aber nicht weniger „anwendungs-
freundlich“ als andere Normen. Anliegen dieser 
Praxis hilfe ist es daher auch, den Vorbehalten gegen 
die Anwendung des USchadG mit einer kompakten 
Informations- und Handlungsübersicht entgegenzu-
wirken und damit etwaige Hemmschwellen abzubau-
en. In seiner Struktur, den zu prüfenden Merkmalen 
und der verwendeten Terminologie handelt es sich 
nicht um ein „exotisches“ Rechtsinstrument. Viel-
mehr ist festzuhalten, dass teilweise Herausforde-
rungen, die im Zusammenhang mit der Anwendung 
des USchadG gesehen werden, ebenso anderen Ins-
trumenten des Umweltrechts „anhaften“. So werden 
beispielsweise fehlende Datengrundlagen zur Fest-
stellung des Ausgangszustandes oder die Verwen-
dung von unbestimmten Rechtsbegriffen wie z. B. der 
„ Erheblichkeit“ als problematisch erachtet.3 Derartige 
Aspekte sind jedoch keine spezifisch dem USchadG 
inhärenten Probleme, sondern treten so oder  ähnlich 
auch bei anderen umweltrechtlichen Regelungen 
auf. So ist darauf hinzuweisen, dass jegliche Rechts
materie des Umweltrechts etwa unbestimmte Rechts-
begriffe verwendet. 

3	 Vgl. Koukakis et. al., Endbericht zum Forschungsvorhaben „Evaluation von praktischer Anwendung und Wirksamkeit der öffentlich-rechtlichen Haftung für Umweltschäden“ des 
Umweltbundesamtes, 2026, dort bspw. S. 345 f.

4	 Vgl. dazu Koukakis et. al., Endbericht zum Forschungsvorhaben „Evaluation von praktischer Anwendung und Wirksamkeit der öffentlich-rechtlichen Haftung für Umweltschäden“ 
des Umweltbundesamtes, 2026, dort S. 335 ff.

Die vorliegende Praxishilfe soll daher einen Beitrag 
dazu leisten, dem Anwendenden das USchadG ins-
besondere im Wege übersichtlicher Fluss diagramme 
und Schemata näher zu bringen, einen Überblick 
über die zu prüfenden Punkte zu geben und die 
 wesentlichsten Aspekte kurz zu erläutern. Anspruch 
dieser Praxishilfe ist es dabei nicht, jegliche Detail
aspekte des USchadG zu beleuchten. Vielmehr soll 
ein prägnanter Einstieg in die Materie ermöglicht 
und aufgezeigt werden, dass das Umweltschadens-
recht nicht schwieriger oder komplizierter als ande-
res Fachrecht ist. Die Praxishilfe soll – und dies darf 
an dieser Stelle so festgehalten werden – zur Anwen-
dung des Umweltschadensgesetzes anregen und ani-
mieren, zumal Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
tatsächlich mehr Fälle auftreten, die nach den Rege-
lungen des USchadG behandelt werden müssten, als 
angenommen!4 Zwar mögen noch Unsicherheiten be-
stehen, zumal zu einigen Aspekten noch keine höch-
strichterliche Klärung stattgefunden hat. Dies sollte 
jedoch nicht generell von der Anwendung abhalten. 
Schließlich wird es nie zu einer Klärung kommen, 
wenn eine Anwendung im Vollzug unterbleibt. Zudem 
bliebe ein dem Umweltvollzug zur Verfügung gestell-
tes, weitreichendes Instrument zur Vermeidung und 
Sanierung von Umweltschäden, dem – wie bereits er-
wähnt – ein echter Mehrwert zukommt, weitgehend 
unangewendet. Auch im Sinne des Schutzes und der 
Erhaltung der Umwelt kann eine vermehrte Anwen-
dung nur von Vorteil sein.

In diesem Sinne: Mut zur Anwendung! 
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Ausgangspunkt, Grundfragen und Grundschema

Die Anwendung des USchadG kommt immer dann in 
Betracht, wenn es um eine nachteilige Änderung an 
einem der erfassten Schutzgüter Biodiversität, Wasser 
oder Boden geht (vgl. dazu Schemata unter 3. bis 5.). 
Dies kann in einer Vielzahl von Konstellationen 
der Fall sein. Dabei ist nicht nur an große Havarien 
in  genehmigungsbedürftigen Industrieanlagen zu 
 denken. Vielmehr können solche Auswirkungen auch 
im land- und forstwirtschaftlichen Bereich (etwa 
Gülle eintrag in Gewässer, Umbruch von Mähwiesen 
in Acker, Fällung von Bäumen in geschützten Lebens-
raumtypen (LRT) etc.) sowie in zahlreichen anderen 
Kontexten auftreten. 

Dementsprechend kann die zuständige Behörde auch 
auf verschiedensten Wegen von einem potentiel-
len Umweltschaden Kenntnis erlangen, etwa durch 
 Meldung bestimmter Umstände, die eine nachteili-
ge Änderung nach sich ziehen könnten, durch Drit-
te (sei es durch Feuerwehr, Polizei, sonstige Ämter, 
 Bürger, Vertreter von Umweltorganisationen etc.) 
oder durch eigene Vor-Ort-Kontrollen, Zufallsfunde 
im Zuge anderer Tätigkeiten, Kontrollen im Anschluss 
an die Realisierung von Genehmigungen etc. 

Wenn entsprechende Umstände gemeldet oder sonst 
in Erfahrung gebracht werden, lassen sich die grund-
sätzlichen Fragen des Umweltschadensgesetzes letzt-
lich auf folgende „runterbrechen“:

Mithin bilden im Wesentlichen vor allem diese 
5 Grundfragen den „Nucleus“ der Haftung nach dem 
USchadG, um die die weiteren maßgeblichen Aspek-
te „kreisen“. Die nachfolgende Grafik greift diese 
auf und verdeutlicht die grundlegenden Schritte der 

Prüfung eines Umweltschadens nach dem USchadG. 
Weitere detailliertere Informationen lassen sich den 
weiteren Schemata zu den wichtigsten einzelnen Vor-
aussetzungen entnehmen.

2 Ausgangspunkt, Grundfragen  
und Grundschema

Schadens- 
erfassung

Schadens- 
bewertung und  

-bewältigung

Liegt eine nachteilige Veränderung an  
einem erfassten Schutzgut vor?

Welche Vermeidungs- oder Sanierungsmaßnahmen sind  
durch die verantwortliche Person zu ergreifen?

Ist das USchadG anwendbar und existiert  
kein weitergehendes sonstiges Fachrecht?

Wurde diese nachteilige Veränderung durch eine berufliche 
Tätigkeit der verantwortlichen Person verursacht?

Ist die nachteilige Veränderung erheblich?
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Ausgangspunkt, Grundfragen und Grundschema

Umweltschaden

Liegt ein Umweltschaden i. S. d. USchadG vor (§ 2 Nr. 1 USchadG)?  
Fand eine nachteilige Änderung an erfasstem Schutzgut statt?

Biodiversitätsschaden ▸ § 19 BNatSchG
Gewässerschaden ▸ § 90 WHG
Bodenschaden ▸ § 2 Nr. 1 lit. c) USchadG i. V. m. § 2 Abs. 2 BBodSchG

Ermittlung des ursprünglichen Zustands anhand sämtlicher verfügbarer Daten

▸ Informationspflicht, § 4 USchadG
▸ �Gefahrenabwehrpflicht, § 5 USchadG
▸ Sanierungspflicht, § 6 USchadG

Verhältnis zu anderen Vorschriften ▸ § 1 USchadG

Das dürfte nur noch selten  
ein Problem darstellen!

Verursachung nach dem 
30. April 2007 und vor 
weniger als 30 Jahren 
verursacht?  

Bei nicht klar abgrenzbarer 
Verschmutzung: ursächli-
cher Zusammenhang zwi-
schen Schaden und Tätigkeit 
einzelner Verantwortlicher 
feststellbar?
§ 3 Abs. 4 USchadG 

Korrelierende behördliche Befugnisse  
▸ § 7 USchadG

Bei Biodiversitätsschäden: 
sonstige berufliche Tätig-
keit i. S. v.  
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 USchadG

Tätigkeit nach  
Anlage 1 USchadG?

Zeitlicher Anwendungs
bereich? § 13 USchadG

Bereichsausnahme?
§ 3 Abs. 3 und 5 USchadG

Verantwortlicher nach  
§ 2 Nr. 3 USchadG?  
Ist dieser bekannt?

Berufliche Tätigkeit
§ 2 Nr. 4 USchadG

Durch berufliche Tätigkeit 
„verursacht“  
▸ Kausalzusammenhang?

Bei Biodiversitätsschäden  
ggf. noch: Verschulden? 

Sind die vorstehenden Voraussetzungen erfüllt, greifen folgende Rechtsfolgen:

Mehr ist es letztlich nicht! 

https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__19.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__90.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbodschg/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__6.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/anlage_1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__13.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__2.html
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Biodiversitätsschaden

Biodiversitätsschaden3
Schutzgüter nach § 19 Abs. 2 und 3 BNatSchG betroffen?

Arten nach § 19 Abs. 2 BNatSchG

▸ �Art. 4 Abs. 2 oder Anhang I RL 2009/147/EG 
(Vogelschutz-RL)

▸ �Anhänge II und IV RL 92/43/EWG (FFH-RL)

Lebensräume nach § 19 Abs. 3 BNatSchG

▸ �Lebensräume der Arten nach Art. 4 Abs. 2 
oder Anhang I RL 2009/147/EG und  
Anhang II RL 92/43/EWG 

▸ �Natürliche Lebensraumtypen von gemein-
schaftlichem Interesse 
· �Definition in § 7 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG 
· Anhang I FFH-RL
· �Auch außerhalb von Natur 2000-Gebieten!

▸ �Fortpflanzungs- und Ruhestätten der in 
Anhang IV FFH-RL genannten Arten

Handelt es sich überhaupt um nachteilige Auswirkung auf die Erreichung oder Beibehaltung 
des günstigen Erhaltungszustandes?
▸ �Definition günstiger Erhaltungszustand: § 7 Abs. 1 Nr. 10 BNatSchG

Handelt es sich um eine erhebliche nachteilige Veränderung?
Prüfung unter Berücksichtigung der Kriterien nach § 19 Abs. 5 BNatSchG i. V. m. Anhang I UH RL

Keine Angst vor der Erheblichkeit 

Die Bestimmung der Erheblichkeit wird mit-
unter als komplizierter eingeschätzt, als sie 
tatsächlich ist! Auch in anderen Kontexten ist 
der Begriff der Erheblichkeit anzutreffen (etwa: 
Natura 2000-Recht, Eingriffsregelung, gesetz-
licher Biotopschutz). Das Umweltschadens-
recht gibt aber Kriterien vor, die zur Ermittlung 
der Erheblichkeit bei Umweltschäden nach 
dem USchadG herangezogen werden können 
▸ § 19 Abs. 5 BNatSchG, Anhang I UH-RL. Die 
Bestimmung der Erheblichkeit ist also nicht 
schwieriger als bei anderen Instrumenten.

Zudem existieren Handreichungen und 
Leitlinien, die bei der Operationalisierung der 
Bestimmung sowie der Auslegung und Anwen-
dung behilflich sein können und weitere Hin-
weise, Informationen und Nachweise enthalten:

 ▸ �BfN-Skript 393: Bewertung erheblicher 
Biodiversitätsschäden im Rahmen der 
Umwelthaftung

 ▸ �Leitlinien der Kommission für eine einheit-
liche Auslegung des Begriffs „Umweltscha-
den“ im Sinne von Artikel 2 der Richtlinie 
2004/35/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates über Umwelthaftung zur Ver-
meidung und Sanierung von Umweltschäden

https://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__19.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02009L0147-20190626&qid=1767779731214
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01992L0043-20250714
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02009L0147-20190626&qid=1767779731214
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02009L0147-20190626&qid=1767779731214
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01992L0043-20250714
https://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__7.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01992L0043-20250714
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01992L0043-20250714
https://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__19.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02004L0035-20190626&qid=1767779933762
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Biodiversitätsschaden

(1) Erheblichkeit: Vorabausschluss möglich?

Ist bereits ein Vorabausschluss möglich? 
Liegt ein Regelbeispiel nach § 19 Abs. 5 S. 2 
BNatSchG vor? In der Regel liegt eine erhebliche 
Schädigung nicht vor bei:

1. �nachteiligen Abweichungen, die geringer sind 
als die natürlichen Fluktuationen, die für den 
betreffenden Lebensraum oder die betreffen-
de Art als normal gelten,

2. �nachteiligen Abweichungen, die auf natürliche 
Ursachen zurückzuführen sind oder aber auf 
eine äußere Einwirkung im Zusammenhang 
mit der normalen Bewirtschaftung der betref-
fenden Gebiete, die den Aufzeichnungen über 

den Lebensraum oder den Dokumenten über 
die Erhaltungsziele oder der früheren Bewirt-
schaftungsweise der jeweiligen Eigentümer 
oder Betreiber entspricht,

3. �einer Schädigung von Arten oder Lebens-
räumen, die sich nachweislich ohne äußere 
Einwirkung in kurzer Zeit so weit regenerie-
ren werden, dass entweder der Ausgangs-
zustand erreicht wird oder aber allein auf 
Grund der Dynamik der betreffenden Art oder 
des Lebensraums ein Zustand erreicht wird, 
der im Vergleich zum Ausgangszustand als 
gleichwertig oder besser zu bewerten ist.

(2) Erheblichkeit: Kriterien zur Bestimmung der Erheblichkeit

Prüfung der Erheblichkeit unter Berücksichti-
gung der (nicht abschließenden) Kriterien des 
Anhangs I UH-RL ▸ insbesondere des ersten 
Absatzes, zumal der zweite Absatz letztlich in 
§ 19 Abs. 5 S. 2 BNatSchG übernommen wurde.

▸ �Anzahl der Exemplare, ihre Bestandsdichte 
oder ihr Vorkommensgebiet;

▸ �Rolle der einzelnen Exemplare oder des ge-
schädigten Gebiets in Bezug auf die Erhaltung 
der Art oder des Lebensraums, Seltenheit 
der Art oder des Lebensraums (auf örtlicher, 
regionaler und höherer Ebene einschließlich 
der Gemeinschaftsebene);

▸ �die Fortpflanzungsfähigkeit der Art (entspre-
chend der Dynamik der betreffenden Art oder 
Population), ihre Lebensfähigkeit oder die natür-
liche Regenerationsfähigkeit des Lebensraums 
(entsprechend der Dynamik der für ihn charakte-
ristischen Arten oder seiner Populationen);

▸ �die Fähigkeit der Art bzw. des Lebensraums, 
sich nach einer Schädigung ohne äußere 
Einwirkung lediglich mit Hilfe verstärkter 
Schutzmaßnahmen in kurzer Zeit so weit zu 
regenerieren, dass allein aufgrund der Dyna-
mik der betreffenden Art oder des betreffenden 
Lebensraums ein Zustand erreicht wird, der 
im Vergleich zum Ausgangszustand als gleich
wertig oder besser zu bewerten ist

Hinweis: Regelbeispiele! 

Bei den in § 19 Abs. 5 S. 2 BNatSchG genannten Tatbeständen handelt es sich um Regelbeispiele, 
bei deren Vorliegen regelmäßig davon auszugehen ist, dass eine erhebliche Schädigung nicht 
vorliegt. Das bedeutet aber, dass im Einzelfall beim Vorliegen entsprechender Anhaltspunkte 
mitunter doch von einer erheblichen Schädigung ausgegangen werden könnte. Liegen solche 
Anhaltspunkte vor, gilt es diese also zu prüfen!

https://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__19.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__19.html
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Biodiversitätsschaden

Hinweise zur Vertiefung
Nur die vom Gesetz erfassten Arten und  natürlichen 
Lebensräume sind bei Biodiversitätsschäden  relevant!
Sonstige Arten und Lebensräume, die nicht in § 19 
Abs. 1 und 2 BNatSchG genannt sind, fallen also nicht 
unter die Haftung nach dem USchadG. Auswirkungen 
hierauf müssen also unter Anwendung anderer Instru-
mente bewältigt werden (bspw. § 17 Abs. 8 BNatSchG). 

Die Anwendung ist nicht auf festgesetzte 
 Natura 2000-Gebiete beschränkt!
Zu beachten ist, dass es nicht darauf ankommt, ob 
sich die nachteilige Veränderung innerhalb oder 
außer halb eines Natura 2000-Gebiets ereignet. 
Die in § 19 Abs. 3 BNatSchG bestimmten Lebens
räume sind unabhängig von den Gebietsgrenzen 
bestehender Natura-2000 Gebiete zu betrachten, 
sodass das USchadG auch für Schäden an diesen 
Schutz gütern Anwendung findet, die außerhalb der 
geschützten  Gebiete eintreten.

5	 Peters et al., Bewertung erheblicher Biodiversitätsschäden im Rahmen der Umwelthaftung, 2015, S. 10.
6	 Peters et al., Bewertung erheblicher Biodiversitätsschäden im Rahmen der Umwelthaftung, 2015, S. 10; Hendrischke, in: Kerkmann/Fellenberg, Naturschutzrecht in der Praxis, 

3. Auflage, Stand 2021, § 14 Umweltschadensrecht, Rdnr. 78 m. w. Nachw.; Schumacher, in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG-Komm., 3. Auflage, Stand 2021, § 19, Rdnr. 48; 
Petersen, USchadG, 2013, § 2, Rdnr. 28 m. w. Nachw.; Gellermann, in: Landmann/Rohmer, UmweltR Kommentar, Band II, Stand Januar 2023, § 19 BNatSchG, Rdnr. 24.

Es bedarf nachteiliger Auswirkungen auf diese 
Schutzgüter. Anknüpfungspunkt ist dabei der 
 jeweilige günstige Erhaltungszustand!
Der „günstige“ Erhaltungszustand wird in § 7 
Abs. 1 Nr. 10 BNatSchG definiert als der Zustand 
im Sinne von Art. 1 lit. e) und i) FFH-RL und von 
Art. 2 Nr. 4 UH-RL. 

Es ist zunächst festzustellen, wie sich der aktuelle 
 Erhaltungszustand darstellt. Ist er bereits günstig, 
darf es nicht zu einer Verschlechterung des Erhal-
tungszustandes kommen. Die Situation nach Eintritt 
der nachteiligen Auswirkungen darf sich also mit 
Blick auf den Zielzustand verglichen mit dem vorheri-
gen Ausgangszustand nicht als schlechter  erweisen.5 
Ist der Erhaltungszustand aktuell nicht günstig, darf 
die Erreichung eines günstigen Erhaltungszustan-
des nicht gefährdet werden. Dann ist nicht (bloß) der 
 aktuell gegebene „Ausgangserhaltungszustand“, 
 sondern der als Zielzustand zu definierende, noch 
nicht gegebene „günstige“ Erhaltungszustand der 
Maßstab, an dem sich die nachteiligen Auswirkungen 
messen lassen müssen, zumal bei Auswirkungen auf 
einen bereits ungünstigen Zustand der Abstand zum 
anzustrebenden Zielzustand vergrößert wird.6

Liegt ein Enthaftungstatbestand nach § 19 Abs. 1 S. 2 BNatSchG vor? Wurden also die in Rede 
stehenden Schädigungen in einer der folgenden Prüfungen bereits gesehen und in der Folge dann 
auch hinreichend bewältigt?

 ▸ FFH-Verträglichkeitsprüfung, §§ 34, 35 BNatSchG
 ▸ Artenschutzrechtliche Ausnahme, § 45 Abs. 7 BNatSchG
 ▸ Naturschutzrechtliche Befreiung, § 67 Abs. 2 BNatSchG
 ▸ Eingriffsregelung, § 15 BNatSchG
 ▸ Bebauungsplan bzw. Planreife, §§ 30, 33 BauGB

Bei Vorhaben im unbeplanten Innenbereich kann eine Enthaftung herbeigeführt werden, 
wenn über § 18 Abs. 4 BNatSchG eine Entscheidung nach § 15 BNatSchG ergeht.

https://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__19.html
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Der Ausgangszustand ist anhand der verfügbaren 
Daten und Informationen zu ermitteln!
Die Beurteilung setzt eine Ermittlung des Ausgangs-
zustandes voraus. Wie diese zu erfolgen hat und vor 
allem auch in welcher Tiefe, gibt das USchadG nicht 
vor. In der UH-RL findet sich in Art. 2 Nr. 14 UH-RL 
der Hinweis, dass dieser „anhand der besten verfüg-
baren Informationen ermittelt wird“. Eine verbindli-
che Vorgabe, welche Informationen heranzu ziehen 
sind, existiert nicht und ist auch nicht sinnvoll. 
 Insofern dürfen zunächst jegliche verfügbaren  Daten 
und Informationen herangezogen werden.7 Wenn 
 indes solche vorhanden sind, müssen diese herange-
zogen, mit Blick auf ihre Qualität bewertet und dann 
entsprechend ausgewertet werden. Sie dürfen nicht 
unbeachtet bleiben. Sofern keine Daten zum Aus-
gangszustand bestehen, weil die Tätigkeit beispiels-
weise nicht zulassungsbedürftig ist und somit keine 
Daten im Zuge des Zulassungsverfahrens erhoben 
wurden, kann sich die Ermittlung des Ausgangszu-
standes in der Praxis durchaus als schwierig gestal-
ten. Es gilt nichtsdestotrotz die besten verfügbaren 
Informationen zu ermitteln. Hierfür können auch 
kreative Wege gegangen werden, wie z. B. die Aus-
wertung von Luftbildern, das Heranziehen ehrenamt-
licher Daten, Ableitung aus Gewässerstrukturdaten 
etc. Es ist darauf hinzuweisen, dass dies gleichwohl 
nicht schwieriger ist als in anderen Kontexten. 

Nur erhebliche nachteilige Beeinflussungen führen 
zur Vermeidungs- und Sanierungspflicht. Aber: Keine 
Angst vor der Bestimmung der Erheblichkeit!
Das Umweltschadensrecht gibt Kriterien vor, die zur 
Ermittlung der Erheblichkeit bei Umweltschäden nach 
dem USchadG herangezogen werden können. Außer-
dem gibt es bereits die o.g. Handreichungen und Leit-
linien, die orientierend herangezogen  werden können. 
Es existieren also ergänzende Informationen dazu, wie 
die Erheblichkeit rechtlich und tatsächlich zu bestim-
men ist und die bei der Auslegung und  Anwendung 
der genannten Kriterien behilflich sein können. 

In der Regel ist unter den Voraussetzungen des 
§ 19 Abs. 5 S. 2 BNatSchG nicht von einer Erheb-
lichkeit auszugehen. Da es sich dabei um Regel
beispiele handelt, kann im Einzelfall, wenn 

7	 Petersen, USchadG, 2013, § 6, Rdnr. 52.
8	 BVerwG, Urt. v. 25.11.2021 – 7 C 6/20 –, Rdnr. 33.
9	 BVerwG, Urt. v. 25.11.2021 – 7 C 6/20 –, Rdnr. 34 ff.
10	 Shirvani, UPR 2010, Seite 209, 210; Diederichsen, NJW 2007, Seite 3377. 
11	 Statt vieler BVerwG, Urt. v. 27.4.2023 – 10 C 3/23 –, Rdnr. 42.
12	 BVerwG, Urt. v. 27.4.2023 – 10 C 3/23 –, Rdnr. 42.

 entsprechende Umstände fachlich dafür streiten, 
doch von der  Erheblichkeit auszugehen sein. Liegen 
solche Anhalts punkte vor, muss daher weiter ge-
prüft werden. Zur Fallgruppe unter § 19 Abs. 5 S. 2 
Nr. 3  BNatSchG gibt es bereits einschlägige Recht
sprechung, vgl. BVerwG, Urt. v. 25.11.2021 – 7 C 
6/20 – und EuGH, Urt. v. 9.7.2020 – Rs. C-297/19 –. 
Es wurde beispielsweise bereits geklärt, dass der 
 Begriff der „Bewirtschaftung“ nicht nur eine Boden
ertragsnutzung (etwa „klassische“ Landwirtschaft) 
als solche erfasst, sondern vielmehr auch Tätigkei-
ten einschließt, die die notwendige Ergänzung dazu 
sein können.8 Auch zum Begriff der „Normalität“ und 
zur Bestimmung der Normalität einer Bewirtschaf-
tung hat sich die Rechtsprechung schon positioniert, 
insbesondere dazu, anhand welcher Dokumente und 
Kriterien diese zu bestimmen ist.9

Es besteht eine Enthaftungsmöglichkeit, wenn 
die nachteiligen Auswirkungen im Rahmen der in 
§ 19 Abs. 1 S. 2 BNatSchG in Bezug genommenen 
 Verfahren bereits ermittelt und legalisiert wurden! 
Von vornherein (tatbestandlich) ausgenommen von 
der Haftung sind nachteilige Auswirkungen von 
 Tätigkeiten, die von der zuständigen Behörde nach 
den §§ 34, 35, 45 Abs. 7 oder § 67 Abs. 2 BNatSchG 
oder, wenn eine solche Prüfung nicht erforderlich ist, 
nach § 15 BNatSchG oder auf Grund der Aufstellung 
eines Bebauungsplans nach § 30 oder § 33 BauGB 
genehmigt wurden oder zulässig sind (Enthaftung). 
Verfügen die Verantwortlichen über eine Genehmi-
gung oder Zulassung, in der eine in § 19 Abs. 1 S. 2 
BNatSchG genannte Prüfung nicht erfolgt ist, tritt 
aber keine Enthaftung ein.10

Von der Enthaftung sind nur Auswirkungen er-
fasst, die zuvor konkret ermittelt und bewertet wur-
den11, sodass die Zulassung in Kenntnis und Billi-
gung der Folgen erging.12 Hintergrund ist, dass bei 
den genannten Instrumenten (FFH-Verträglichkeits
prüfung, artenschutzrechtliche Ausnahmeprüfung, 
naturschutzrechtliche Befreiung, Eingriffsregelung, 
Vorhaben im Geltungsbereich eines (in Aufstellung 
befindlichen) Bebauungsplanes) davon ausgegan-
gen werden kann, dass mögliche Schäden bereits 
hinreichend ermittelt und bei Bedarf kompensiert 

https://www.bverwg.de/251121U7C6.20.0
https://www.bverwg.de/251121U7C6.20.0
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/affair?lang=de&searchTerm=C-297%2F19
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 wurden.13 Schädigungen müssen demnach im jeweili-
gen  Genehmigungs- bzw. Prüfverfahren erkannt und 
„ sehenden Auges“ hingenommen worden sein.14

Die jeweilige Prüfung muss nicht insgesamt, also auch 
mit Blick auf Punkte, die mit dem in Rede stehenden 
Schaden nicht im Zusammenhang stehen, fehlerfrei 
gewesen sein. Lediglich wenn die Prüfung unter ge-
wichtigen Mängeln leidet, die den Schluss zulassen, 
dass das Ergebnis auch in Bezug auf den betroffenen 
Gesichtspunkt unzutreffend ist, wird man davon aus-
gehen können, dass keine Enthaftung eintritt.15

Bei der Eingriffsregelung ist zwar noch nicht abschlie-
ßend geklärt (und streitig), ob eine Enthaftung ein
treten kann, wenn lediglich Ersatzmaßnahmen16 erfolg-
ten oder gar nur Ersatzgeld geleistet wurde.17 Letzteres 
dürfte jedenfalls keine Enthaftung ermöglichen.18 

Im Kontext der Bebauungspläne gilt es zu beach-
ten, dass eine Enthaftung nur dann eintreten kann, 
wenn nachteilige Auswirkungen ermittelt wer-
den und hinreichende Kompensation vorgesehen 
wird. Nach teilige Auswirkungen dürfen nicht „weg-
gewogen“ oder „ heruntergespielt“ worden sein.19 
Bei artenschutzbezogenen Belangen wird der An-
knüpfungspunkt der Enthaftung eher das Verfahren 
der Erteilung der  konkreten Genehmigung, Ausnah-
me oder Befreiung sein, weil auf der Ebene der Bau-
leitplanung nur geprüft wird, ob die Realisierung des 
Planes nicht aufgrund artenschutzrechtlicher Anfor-
derungen  scheitern wird.20

13	 Schumacher, in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG-Komm., 3. Auflage, Stand 2021, § 19, Rdnr. 74, 78; Shirvani, UPR 2010, Seite 209, 210.
14	 Hendrischke, in: Kerkmann/Fellenberg, Naturschutzrecht in der Praxis, 3. Auflage, Stand 2021, § 14 Umweltschadensrecht, Rdnr. 90; Cuypers, in: Frenz/Müggenborg, 

BNatSchG-Komm., 4. Auflage, Stand 2024, § 19, Rdnr. 29; Fellenberg, in: Lütkes/Ewer, BNatSchG-Komm., 2. Auflage, Stand 2018, § 19, Rdnr. 29 jeweils m. w. Nachw.; vgl. auch 
BVerwG, Urt. v. 27.4.2023 – 10 C 3/23 –, Rdnr. 41.

15	 Str.; so aber wohl zutreffend Fellenberg, in: Lütkes/Ewer, BNatSchG-Komm., 2. Auflage, Stand 2018, § 19, Rdnr. 34; Koukakis et. al., Endbericht zum Forschungsvorhaben „Evaluation 
von praktischer Anwendung und Wirksamkeit der öffentlich-rechtlichen Haftung für Umweltschäden“ des Umweltbundesamtes, 2026, dort S. 64.

16	 Vgl. etwa kritisch zu Ersatzmaßnahmen Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht-Komm., Band II, Stand Januar 2023, § 19 BNatSchG, Rdnr. 25.
17	 Hendrischke, in: Kerkmann/Fellenberg, Naturschutzrecht in der Praxis, 3. Auflage, Stand 2021, § 14 Umweltschadensrecht, Rdnr. 91 f. m. w. Nachw.
18	 Schumacher, in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG-Komm., 3. Auflage, Stand 2021, § 19, Rdnr. 84.; Peters et al., Bewertung erheblicher Biodiversitätsschäden im Rahmen der 

Umwelthaftung, Stand 2015, S. 57.
19	 Schumacher, in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG-Komm., 3. Auflage, Stand 2021, § 19, Rdnr. 87; Louis, NuR 2008, Seite 163, 169 f.
20	 Cuypers, in: Frenz/Müggenborg, BNatSchG-Komm., 4. Auflage, Stand 2024, § 19, Rdnr. 33; Peters et al., Bewertung erheblicher Biodiversitätsschäden im Rahmen der Umwelt

haftung, Stand 2015, S. 60.

Existierende Handreichungen und 
Zusatzinformationen nutzen!
Es existieren bereits Handreichungen und Leit linien, 
die bei der Operationalisierung der  Bestimmung 
 sowie der Auslegung und Anwendung behilflich sein 
können. Diese enthalten weitere  vertiefende Hin
weise, Informationen und Nachweise, aber auch 
 weiter weiterführende Schemata und Beispiele. 
Zu nennen sind vor allem folgende:

	▸ BfN-Skript 393: Bewertung erheblicher Bio
diversitätsschäden im Rahmen der Umwelthaftung

	▸ Leitlinien der Kommission für eine einheitliche 
Auslegung des Begriffs „Umweltschaden“ im 
Sinne von Artikel 2 der Richtlinie 2004/35/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung 
von Umweltschäden

Letztere betreffen die Auslegung und Hand habung 
der Begrifflichkeiten nach der UH-RL. Da das 
USchadG gerade der Umsetzung der UH-RL dient, 
können diese freilich auch herangezogen werden!

https://www.bfn.de/publikationen/bfn-schriften/bfn-schriften-393-bewertung-erheblicher-biodiversitaetsschaeden-im
https://www.bfn.de/publikationen/bfn-schriften/bfn-schriften-393-bewertung-erheblicher-biodiversitaetsschaeden-im
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
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Gewässerschaden4
Schädigung eines Gewässers?

§ 90 Abs 1 WHG ▸ Schaden mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf:

 ▸ �ökologischen oder chemischen Zustand eines oberirdischen Gewässers oder Küstengewässers 
(vgl. § 3 Nr. 1 und 2 WHG)

 ▸ �ökologische Potenzial oder den chemischen Zustand eines künstlichen oder erheblich veränderten 
oberirdischen Gewässers oder Küstengewässers (vgl. § 3 Nr. 4 und 5 WHG, § 28 WHG)

 ▸ chemischen oder mengenmäßigen Zustand des Grundwassers (vgl. § 3 Nr. 3 WHG)
 ▸ Zustand eines Meeresgewässers (vgl. § 3 Nr. 2a WHG)

Gewässerzustand ▸ § 3 Nr. 8 WHG (ökologischer Zustand; ökologisches Potenzial)

Handelt es sich überhaupt um nachteilige Auswirkung?
 ▸ Dazu etwa Kommissionsleitlinien, Rdnr. 133 ff.

Keine Angst vor der Erheblichkeit 

Die Bestimmung der Erheblichkeit wird mit-
unter als komplizierter eingeschätzt, als sie 
tatsächlich ist! Auch in anderen Kontexten ist 
der Begriff der Erheblichkeit anzutreffen (etwa: 
Natura 2000-Recht, Eingriffsregelung, gesetz-
licher Biotopschutz). Die Bestimmung der Er-
heblichkeit ist also nicht schwieriger als bei 
anderen Instrumenten! Außerdem existieren 
bereits Leitlinien, die orientierend herange-
zogen werden können und die bei der Bestim-
mung sowie der Auslegung und Anwendung 

des Begriffs behilflich sind und weitere Hinwei-
se, Informationen und Nachweise enthalten:

 ▸ �Leitlinien der Kommission für eine ein-
heitliche Auslegung des Begriffs „Umwelt
schaden“ im Sinne von Artikel 2 der Richt-
linie 2004/35/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über Umwelt
haftung zur Vermeidung und Sanierung von 
Umweltschäden ▸ vgl. dort insbesondere 
ab Rdnr. 142 ff., 169 ff.

Greift eine Ausnahme nach § 90 Abs. 1 HS 2 WHG ▸ „ausgenommen sind nachteilige Auswirkungen, 
für die § 31 Absatz 2, auch in Verbindung mit § 44 oder § 47 Absatz 3 Satz 1, gilt“

 ▸ Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen

Handelt es sich um eine erhebliche nachteilige Veränderung?

https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__90.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__28.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__3.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__90.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__31.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__44.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__47.html
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Hinweise zur Vertiefung
Schutzgut des Umweltschadensrechts nach dem 
USchadG sind auch Gewässer!
Gemäß § 2 Nr. 1 lit. b) USchadG sind auch Schädi-
gungen der Gewässer nach Maßgabe des § 90 WHG 
Umweltschäden. Zur Bestimmung eines Gewässer-
schadens ist also zusätzlich § 90 WHG zu  beachten. 
Erfasst sind vom Begriff der Gewässer in  diesem 
 Kontext sämtliche in den Geltungsbereich der 
Wasser rahmenrichtlinie (WRRL) fallenden Gewässer 
 sowie Meeresgewässer. 

Liegt überhaupt eine nachteilige Wirkung auf 
die in § 90 Abs. 1 WHG genannten Gewässer bzw. 
deren Zustand vor?
Voraussetzung für die Annahme eines Umwelt
schadens ist, dass es überhaupt zu nachteiligen Aus-
wirkungen auf die erfassten Gewässer bzw. deren 
Zustand kommt. Die Kommission weist in  ihren 
Leit linien für die einheitliche Auslegung des Be-
griffs „Umweltschaden“ darauf hin, dass auch 
eine feststellbare Beeinträchtigung der Funktio-
nen des  Gewässers einen Schaden darstellen kann 
(vgl. dort Rdnr. 146). Nicht jegliche Auswirkung ist 
also haftung sauslösend, sondern nur solche, die 
dem  Zustand der Gewässer abträglich sein können. 
Der Begriff der nachteiligen Veränderung findet sich 
auch an weiteren Stellen im WHG (vgl. bspw. §§ 13b, 
26, 32, 45, 48 WHG) und ist dabei im gleichen  Sinne 
zu verstehen.21 Das Gesetz operiert also mit bereits 
bekannten Begrifflichkeiten und  Kategorien des 
Wasser rechts bzw. der WRRL. Es  handelt sich hier-
bei also um nichts neues oder anderes. 

Es bedarf zunächst der Betrachtung des im Einzelfall 
betroffenen Gewässers und dessen Ausgangszustand 
(der nicht mit dem Sollzustand nach den Bewirt-
schaftungszielen zu vermengen ist) bzw. Potenzial 
(bei künstlichen oder erheblich veränderten Gewäs-
sern) zum Zeitpunkt des schädigenden Ereignis-
ses.  Hieran werden dann die Auswirkungen gemes-
sen. Der Ausgangszustand ist anhand der besten 
verfügbaren  Informationen zu ermitteln (vgl. Art. 2 
Nr. 14 UH-RL). Als Bezugspunkt wird z. T. auf die ge-
setzlichen Bewirtschaftungsziele der betroffenen 
 Gewässer abgestellt.22 Auch spezielle Vorgaben aus 

21	 Reinhardt, in: Czychowski/Reinhardt, WHG Komm., 13. Auflage, Stand 2023, § 90, Rdnr. 6.
22	 Reiff, in: Berendes/Frenz/Müggenborg, WHG Komm., 2. Auflage, Stand 2017, § 90, Rdnr. 13; Kümper, in: Schink/Fellenberg, GK-WHG, 1. Auflage, Stand 2021, § 90, Rdnr. 15.
23	 Reinhardt, in: Czychowski/Reinhardt, WHG Komm., 13. Auflage, Stand 2023, § 90, Rdnr. 8.
24	 Reinhardt, in: Czychowski/Reinhardt, WHG Komm., 13. Auflage, Stand 2023, § 90, Rdnr. 8,
25	 Reinhardt, in: Czychowski/Reinhardt, WHG Komm., 13. Auflage, Stand 2023, § 90, Rdnr. 8.

vorhandenen Maßnahmenprogrammen23 und unter-
gesetzliche Konkretisierungen der Anhänge II und 
V WRRL  können zur Beschreibung des Gewässerzu-
stands hinzugezogen werden.24 Für die Schadensfest-
stellung maßgeblich ist aber nicht das zu erreichen-
de Ziel der Gewässergüte, sondern der zum Zeitpunkt 
des schädigenden Ereignisses tatsächlich vorhandene 
Zustand des betroffenen Gewässers.25

Von vornherein ausgenommen von der Haftung 
sind aber nachteilige Auswirkungen, für die 
§ 31 Abs. 2 WHG gilt!
Bereits auf Tatbestandsebene werden nach § 90 
Abs. 1 HS 2 WHG solche nachteiligen Auswirkungen 
ausgenommen, für die § 31 Abs. 2 WHG (auch in Ver-
bindung mit § 44 WHG für Küstengewässer oder § 47 
Abs. 3 S. 1 WHG für das Grundwasser) gilt.  Dieser 
enthält bestimmte Ausnahmen von den Bewirtschaf-
tungszielen. Demnach verstößt es nicht gegen die 
 Bewirtschaftungsziele für oberirdische Gewässer, 
wenn der gute ökologische Zustand nicht erreicht 
wird oder sich sein Zustand verschlechtert, wenn dies 

	▸ auf einer neuen Veränderung der physischen 
Gewässereigenschaften oder des Grundwasser-
stands beruht, 

	▸ die Gründe für die Veränderung von übergeord-
netem öffentlichem Interesse sind oder wenn der 
Nutzen der neuen Veränderung für die Gesundheit 
oder Sicherheit des Menschen oder für die nach-
haltige Entwicklung größer ist als der Nutzen, den 
die Erreichung der Bewirtschaftungsziele für die 
Umwelt und die Allgemeinheit hat, 

	▸ die Ziele, die mit der Veränderung des Gewässers 
verfolgt werden, nicht mit anderen geeigneten 
Maßnahmen erreicht werden können, die wesent
lich geringere nachteilige Auswirkungen auf 
die Umwelt haben, technisch durchführbar und 
nicht mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
verbunden sind und 

	▸ alle praktisch geeigneten Maßnahmen ergriffen 
werden, um die nachteiligen Auswirkungen auf 
den Gewässerzustand zu verringern.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02000L0060-20141120
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Es handelt sich im Wesentlichen um solche  Fälle, 
in denen der nach der WRRL angestrebte gute 
Gewässer zustand aufgrund von im öffentlichen Inte-
resse liegenden Gründen oder aber unvermeidbaren 
Ursachen voraussichtlich nicht erreicht wird oder sich 
verschlechtert.26 Liegt ein solcher Fall vor, handelt 
es sich also nicht um eine haftungsauslösende nach
teilige Auswirkung!

Nur erhebliche nachteilige Auswirkungen wirken 
haftungsauslösend!
Die Bestimmung der Erheblichkeit erfolgt einzel-
fallbezogen. Anders als bei Biodiversitätsschäden 
normiert das Umwelthaftungsrecht selbst keine un-
mittelbaren Kriterien, die zur Bestimmung der Erheb-
lichkeit herangezogen werden könnten. Gleichwohl 
ist die Bestimmung der Erheblichkeit auch hier nicht 
komplizierter als in anderen Regelungszusammen-
hängen, in denen es auf die Erheblichkeit ankommt. 

Als Indiz für eine erhebliche Auswirkung in diesem 
Kontext können die jeweiligen Gewässerzustands
kategorien der WRRL herangezogen werden.27 
Die Änderung der Zustandskategorie ist aber keine 
 Voraussetzung für die Annahme einer erheblichen 
nachteiligen Auswirkung.28 Die Schwelle für die An-
nahme der Erheblichkeit ist niedriger anzusiedeln.29 
Auch innerhalb einer Kategorie (also ohne Änderung 
der Kategorie) kann eine nachteilige Auswirkung ein-
treten, die als erheblich anzusehen ist.30 Die Herab-
stufung auf einen niedrigeren Zustand kann als er-
heblich angesehen werden31, muss es aber nicht in 
jedem Falle.32 Zum Teil wird auf jede spürbare Beein-
trächtigung eines Gewässers abgestellt.33 Es müssen 
auch nicht sämtliche Zustandskomponenten betrof-
fen sein, um von einer Erheblichkeit auszugehen.34

26	 Reiff, in: Berendes/Frenz/Müggenborg, WHG Komm., 2. Auflage, Stand 2017, § 90, Rdnr. 20; Kümper, in: Schink/Fellenberg, GK-WHG, 1. Auflage, Stand 2021, § 90, Rdnr. 18; 
Müggenborg, NVwZ 2009, Seite 12, 13.

27	 Petersen, USchadG, 2013, § 2, Rdnr. 82; Ruffert, NVwZ 2010, Seite 1177, 1180; vgl. auch Gassner/Schemel, USchadG, 3. Aufl., 2016, S. 57; so wohl auch Europäische Kommission, 
Leitlinien für eine einheitliche Auslegung des Begriffs „Umweltschaden“ im Sinne von Artikel 2 der Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über Umwelt-
haftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden, Rdnr. 153 ff.

28	 So auch Europäische Kommission, Leitlinien für eine einheitliche Auslegung des Begriffs „Umweltschaden“ im Sinne von Artikel 2 der Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden, Rdnr. 170

29	 Petersen, USchadG 2013, § 2, Rdnr. 81.
30	 Gassner/Schemel, USchadG, 3. Aufl., 2016, S. 57; Petersen, USchadG, 2013, § 2, Rdnr. 81; Reinhardt, in: Czychowski/Reinhardt, WHG Komm., 13. Auflage, Stand 2023, § 90, Rdnr. 7.
31	 Europäische Kommission, Leitlinien für eine einheitliche Auslegung des Begriffs „Umweltschaden“ im Sinne von Artikel 2 der Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden, Rdnr. 170.
32	 Kümper, in: Schink/Fellenberg, GK-WHG, 1. Auflage, Stand 2021, § 90, Rdnr. 16; Reinhardt, in: Czychowski/Reinhardt, WHG Komm., 13. Auflage, Stand 2023, § 90, Rdnr. 7 m. w. Nachw.
33	 Müggenborg, NvwZ 2009, Seite 12, 13.
34	 Europäische Kommission, Leitlinien für eine einheitliche Auslegung des Begriffs „Umweltschaden“ im Sinne von Artikel 2 der Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden, Rdnr. 167.

Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang vor  allem 
auch auf die Leitlinien der Kommission für die ein-
heitliche Auslegung des Begriffs „Umweltschaden“. 
Diese enthalten bezüglich Gewässerschäden umfang-
reiche Ausführungen dazu, wann aus Sicht der Kom-
mission von erheblichen nachteiligen Veränderungen 
ausgegangen werden könne und wie die Erheblichkeit 
zu bestimmen ist, dort insbesondere ab Rdnr. 142 ff. 
Sie enthalten darüber hinaus auch  Erläuterungen 
zu den einzelnen zu betrachtenden Merkmalen 
und können beim Umgang mit Gewässerschäden 
 behilflich sein. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52021XC0407(01)
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Bodenschaden5
Schädigung des Bodens?

§ 2 Nr. 1c) USchadG

= durch eine Beeinträchtigung der Bodenfunktionen im Sinne des § 2 Abs. 2 BBodSchG, die durch eine 
direkte oder indirekte Einbringung von Stoffen, Zubereitungen, Organismen oder Mikroorganismen auf, 
in oder unter den Boden hervorgerufen wurde und Gefahren für die menschliche Gesundheit verursacht

1. Beeinträchtigung der Bodenfunktionen
a) �Erforderlich ist eine Beeinträchtigung der in § 2 Abs. 2 BBodSchG aufgeführten Funktionen:

1. �Natürliche Funktionen als
a) �Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen
b) �Bestandteil des Naturhaushalts, insbesondere mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen
c) �Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf Grund der Filter-, Puffer- 

und Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum Schutz des Grundwassers,
2. �Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sowie
3. �Nutzungsfunktion als

a) �Rohstofflagerstätte,
b) �Fläche für Siedlung und Erholung
c) �Standort für die land- und forstwirtschaftliche Nutzung,
d) �Standort für sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen, Verkehr, 

Ver- und Entsorgung.
b) �Durch eine direkte oder indirekte Einbringung von Stoffen, Zubereitungen, Organismen oder 

Mikroorganismen auf, in oder unter den Boden hervorgerufen
 ▸ Zu beachten ist hier die Beschränkung auf stoffliche Einträge (anders als im BBodSchG)
 ▸ „durch“ = Kausalzusammenhang erforderlich!

2. Verursachung von Gefahren für die menschliche Gesundheit
· �starke Limitierung des Tatbestands

▸ �Solange keine Gefahr für die menschliche Gesundheit verursacht wurde, werden selbst erhebliche 
Kontaminationen des Bodens nicht erfasst.
· �Gefahr für die menschliche Gesundheit = 

wenn Krankheit droht

▸ �in unbewohnten Gebieten kann es durchaus  
an einer Gesundheitsgefahr fehlen
· �Begriff der Gefahr = erhebliches Risiko  

(nach Art. 2 Nr. 1c) UH-RL)

▸ �Anhaltspunkte für Gefahr können sich aus Prüfwerten der BBodSchV ergeben

Tipp: Im Zusammenhang mit Boden
schäden hilft auch die Auslegungshilfe der 
LABO (Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 
Bodenschutz)! 

zwei Voraussetzungen:
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Hinweise zur Vertiefung
Es bedarf eines feststellbaren Kausalzusammen-
hangs zwischen Beeinträchtigung und Einbringung 
von Stoffen etc.!
Die Beeinträchtigung der Bodenfunktionen i. S. d. § 2 
Abs. 2 BBodSchG muss durch eine direkte oder indi-
rekte Einbringung von Stoffen, Zubereitungen, Or-
ganismen oder Mikroorganismen auf, in oder unter 
dem Boden hervorgerufen worden sein. Zwischen der 
Einbringung und der Beeinträchtigung muss also ein 
feststellbarer Kausalzusammenhang bestehen.

Für die Annahme eines Bodenschadens ist eine 
Gefährdung der menschlichen Gesundheit durch die 
Beeinträchtigung der Bodenfunktion erforderlich!
Entscheidend für das Vorliegen eines Boden schadens 
ist, dass durch die Beeinträchtigung der Bodenfunk-
tionen Gefahren für die menschliche Gesundheit 
verursacht werden. Eine solche Gefahr muss also be-
stehen, damit der Anwendungsbereich des USchadG 
überhaupt eröffnet ist. Damit wird letztlich auch eine 
Erheblichkeitsschwelle implementiert, die allerdings 
sehr hoch ist.

Diese Voraussetzung stellt also augenscheinlich 
ein den Tatbestand von vornherein stark limitie-
rendes Element dar. Besteht eine solche Gefahr – 
selbst im Falle erheblicher Kontaminationen des 

35	 Petersen, USchadG, 2013, § 2, Rdnr. 103; siehe auch Beckmann/Wittmann in: Landmann/Rohmer, UmweltR-Komm., Band I, Stand Mai 2025, § 2 USchadG, Rdnr. 23. 
36	 Petersen, USchadG, 2013, § 2, Rdnr. 104.

Bodens – nicht, können auch Einträge in den Bo-
den, welche die Funktionen gravierend beeinträchti-
gen  könnten, nicht als Umweltschaden einzustufen 
sein, wenn sie mit Blick auf die menschliche Gesund-
heit nicht gefährdend sind. Im Vorgriff auf die Frage 
des Verhältnisses zu anderen fachrechtlichen Vor-
schriften wird man daher oftmals annehmen kön-
nen, dass im  Zusammenhang mit Bodenschäden die 
Regelungen des BBodSchG tatsächlich früher greifen. 
Gleichwohl bedeutet dies nicht, dass das BBodSchG 
alles regelt (es kennt vor allem keine vergleichbare 
 Informationspflicht).

Was unter „menschlicher Gesundheit“ i. d. S. zu ver-
stehen ist, wird weder im USchadG, noch in der 
 UH-RL oder im BBodSchG näher definiert. Da jedoch 
offensichtlich keine weitreichende Verantwortlich-
keit für Bodenschädigungen ins USchadG imple-
mentiert werden sollte, ist ein haftungsrelevanter 
Schaden wohl erst dann zu bejahen, wenn die Beein-
trächtigung der Bodenfunktionen dazu führt, dass 
eine Krankheit droht.35 Unter Berücksichtigung des 
anthro pozentrischen Ansatzes des USchadG führt 
dies zu einer Unterscheidung in bewohnten und un-
bewohnten Gebieten, weil es in letzteren oftmals 
mangels Gesundheitsrisiko an einem entsprechenden 
Umweltschaden fehlen wird.36
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6 Berufliche Tätigkeit

§ 2 Nr. 4 USchadG

Def.: § 2 Nr. 4 USchadG
= jede Tätigkeit, die im Rahmen einer wirtschaftlichen Tätigkeit, einer Geschäftstätigkeit oder eines 
Unternehmens ausgeübt wird, unabhängig davon, ob sie privat oder öffentlich und mit oder ohne 
Erwerbscharakter ausgeübt wird 

Hinweis: �Rein private und persönliche Tätigkeiten (z.B. Gartenarbeit, privat vorgenommener 
Ölwechsel) sollen gerade nicht erfasst werden!

▸ �unabhängig davon, ob privatrechtlicher oder öffentlich-rechtlicher Natur“

Privatrechtliche Tätigkeit Öffentlich-rechtliche Tätigkeit:
 ▸ �grds. zu bejahen, auch wenn Tätigwerden im 
öffentlichen Interesse und aufgrund gesetzli-
cher Aufgabenübertragung stattfinden

 ▸ �Siehe Rechtsprechung:  
BVerwG, Urt. v. 25.11.2021 – 7 C 6/20 – 
EuGH, Urt. v. 9.7.2020 – Rs. C-297/19 – 

� berufliche Tätigkeit = weit auszulegen

Bei welchen beruflichen Tätigkeiten ist das USchadG anwendbar?
§ 3 Abs. 1 USchadG

Nr. 1: in Anlage 1 aufgeführte Tätigkeiten

(insb. Betrieb besonders umweltgefährdender 
Anlagen; bestimmte Abfallbewirtschaftungs-
maßnahmen; erlaubnispflichtige Gewässer
benutzungen)

Zusätzlich: Nr. 2: sonstige berufliche Tätigkeiten

 ▸ nur bei Biodiversitätsschäden
 ▸ nur bei Vorsatz und Fahrlässigkeit

Hinweis 

Das Gesetz macht es hier leicht und zählt in 
Anlage 1 bereits alle in Betracht kommen-
den Fallgruppen auf!

https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__2.html
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/affair?lang=de&searchTerm=C-297%2F19
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/affair?lang=de&searchTerm=C-297%2F19
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/anlage_1.html
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Hinweise zur Vertiefung
Nur berufliche, nicht rein private Tätigkeiten 
(nicht verwechseln mit privatrechtlichen Tätig
keiten!) lösen eine Haftung nach dem USchadG aus!
Es kommt nicht darauf an, ob die Tätigkeit privat-
rechtlicher oder öffentlich-rechtlicher Natur ist.37 Es ist 
darauf abzustellen, ob es sich um eine Tätigkeit han-
delt, die im Rahmen einer wirtschaftlichen Tätigkeit, 
einer Geschäftstätigkeit oder eines Unternehmens 
ausgeübt wird. Damit handelt es sich um einen weit 
auszulegenden Begriff. 

Auch eine Tätigkeit, die aufgrund gesetzlicher 
 Aufgabenübertragung im öffentlichen Interesse aus-
geübt wird, kann eine berufliche Tätigkeit in diesem 
Sinne sein kann! 
Dies ist in der Rechtsprechung auch bereits geklärt 
worden (vgl. EuGH, Urt. v. 9.7.2020 – Rs. C-297/19 –; 
BVerwG, Urt. v. 25.11.2021 – 7 C 6/20 –; vgl. auch 
BayVGH, Urt. v. 28.10.2022 – 8 BV 20.1918 –). 
Der Begriff der beruflichen Tätigkeit bleibt nicht auf 
Tätigkeiten beschränkt, die einen Bezug zum Markt 
oder Wettbewerbscharakter haben, sondern erfasst 
sämtliche in einem beruflichen Rahmen ausgeüb-
te Tätigkeiten und damit auch solche, die aufgrund 
gesetzlicher Aufgabenübertragung im öffentli-
chen Interesse ausgeübt werden (wie etwa Straßen-
bau oder  Betrieb eines Schöpfwerks).38 Der Begriff 
schließt auch von juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts ausgeübte öffentliche Tätigkeiten 
ohne Erwerbs zweck ein.39 Ungeklärt ist, ob etwa das 
 Handeln einer Behörde im Zuge z. B. von Zulassungs-
verfahren eine berufliche Tätigkeit ist.40

37	 Beckmann/Wittmann in: Landmann/Rohmer, UmweltR-Komm., Band I, Stand Mai 2025, § 2 USchadG, Rdnr. 49.
38	 BVerwG, Urt. v. 25.11.2021 – 7 C 6/20 –, Rdnr. 25 mit Verweis auf das Urteil des EuGH im Vorabentscheidungsverfahren vom 9.7.2020 – Rs. C-297/19 –.
39	 EuGH, Urt. v. 9.7.2020 – Rs. C-297/19 –, Rdnr. 70, 73.
40	 Zum Diskussionsstand: Gassner/Schemel, USchadG, 3. Auflage, Stand 2016, S. 69; Petersen, USchadG, 2013, § 2, Rdnr. 140; Louis NuR 2009, Seite 2, 3.

Anlage 1 zum USchadG enthält einen Katalog von 
beruflichen Tätigkeiten, für die die verschuldens­
unabhängige Haftung gilt! 
Liegt eine Tätigkeit nach Anlage 1 zum USchadG vor, 
kommt es auf die Frage eines Verschuldens der ver-
ursachenden Person nicht an, auch nicht bei Bio
diversitätsschäden. Die Anlage 1 zum USchadG 
enthält dabei auch zum Teil „bekannte“ bzw. „gängi-
ge“ Instrumentarien anderen Fachrechts, beispiels-
weise die wasserrechtlichen Tatbestände nach den 
Nrn. 3 bis 6 der Anlage 1 (zu Nr. 5 vgl. BayVGH, Urt. 
v. 28.10.2022 – 8 BV 20.1918 –), oder aber abfall-
rechtliche Tatbestände (Nr. 2), Tatbestände nach dem 
 Chemikaliengesetz (Nr. 7) oder nach dem Gentechnik-
gesetz (Nrn. 10, 11). Auch der Betrieb von Anlagen, 
der eine Genehmigung nach der Industrieemissions-
richtlinie bedarf, fällt hierunter (Nr. 1).

Bei Biodiversitätsschäden gilt darüber hinaus 
eine verschuldensabhängige Haftung für andere 
 berufliche Tätigkeiten!
Bei Biodiversitätsschäden wird die Haftung auf 
 berufliche Tätigkeiten erweitert, die sich nicht 
im  Katalog der Anlage 1 zum USchadG  befinden. 
Bei diesen Tätigkeiten muss die verursachende 
 Person zusätzlich schuldhaft – also vorsätzlich 
oder fahrlässig – gehandelt haben. Das Bundes-
verwaltungsgericht hat bereits geklärt (dazu Urt. v. 
21.9.2017 – 7 C 29/15 –, Rdnr. 18 ff.), dass dies aber 
kein rechtswidriges Handeln voraussetzt. Zudem 
 bestimmen sich Vorsatz und Fahrlässigkeit nach den 
aus dem Zivilrecht bekannten Maßstäben, wie sie 
sich insbesondere aus § 276 BGB ergeben. § 278 BGB 
ist allerdings nicht anwendbar, sodass das Verschul-
den eines Dritten nicht zurechenbar ist.

https://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?nat=or&mat=or&pcs=Oor&jur=C%2CT%2CF&num=C-297%252F19&for=&jge=&dates=&language=de&pro=&cit=none%252CC%252CCJ%252CR%252C2008E%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252Ctrue%252Cfalse%252Cfalse&oqp=&td=%3BALL&avg=&lg=&page=1&cid=20875104
https://www.bverwg.de/251121U7C6.20.0
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2022-N-36280?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2022-N-36280?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2022-N-36280?hl=true
https://www.bverwg.de/210917U7C29.15.0
https://www.bverwg.de/210917U7C29.15.0
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7 Verantwortlicher und Kausalität

§ 2 Nr. 3 USchadG: Verantwortlicher  
= jede natürliche oder juristische Person, die eine berufliche Tätigkeit ausübt oder bestimmt, ein­
schließlich der Inhaber einer Zulassung oder Genehmigung für eine solche Tätigkeit oder der Person, 
die eine solche Tätigkeit anmeldet oder notifiziert, und dadurch unmittelbar einen Umweltschaden 
oder die unmittelbare Gefahr eines solchen Schadens verursacht hat

 ▸ Sowohl natürliche Personen, als auch juristische Personen können Verantwortliche sein! 

 ▸ �Selbst das Vorliegen einer Zulassung, Genehmigung etc. für eine bestimmte Tätigkeit befreit 
nicht unbedingt von der Haftung! Für die Frage, ob eine Person Verantwortliche(r) ist, spielt dies, 
ebenso wie die Rechtswidrigkeit eines Handelns, keine Rolle ▸ für die Beurteilung eines Verschul­
dens im Rahmen von Biodiversitätsschäden kann das aber relevant sein, wenn es um andere, als 
in Anlage 1 USchadG genannte berufliche Tätigkeiten geht (vgl. dazu BVerwG, Urt. v. 21.9.2017, 
Az.: 7 C 29.15, Rdnr. 25 ff.).

 ▸ �Neben einem Unternehmen, welches eine Anlage betreibt, von der die Gefahr eines Umweltscha-
dens ausgehen kann, können auch einzelne Angestellte, die die verursachende Handlung vorneh-
men, Verantwortliche sein. Bei der Frage der Störerauswahl im Rahmen der korrelierenden behörd-
lichen Befugnisse wird aber aus Verhältnismäßigkeits- und Zweckmäßigkeitserwägungen sowie 
mit Blick auf die Sicherung der Effektivität entsprechender Maßnahmen oftmals nicht auf einzelne 
Arbeitnehmende zurückzugreifen sein.41 

§ 2 Nr. 3 USchadG: Verantwortlicher

41

41	 Balensiefen, USchadG, 2013, § 2, Rdnr. 5; Beckmann/Wittmann in: Landmann/Rohmer, UmweltR-Komm., Band I, Stand Mai 2025, § 2 USchadG, Rdnr. 32.

Wer übt eine berufliche Tätigkeit aus?
Wer bestimmt die berufliche Tätigkeit?

Ausübung ist selbsterklärend Bestimmen: Wer hat die eigentlichen 
Umstände, die zum Schaden oder zur 
Eintrittsgefahr geführt haben, unmit-
telbar und entscheidend gelenkt?

 ▸ Frage des Einzelfalls

https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__2.html
https://www.bverwg.de/210917U7C29.15.0
https://www.bverwg.de/210917U7C29.15.0
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Hat die Verantwortliche Person unmittelbar den Schadenseintritt oder die unmittelbare 
Gefahr eines Schadens verursacht?

 ▸ �Die ausgeübte oder bestimmte berufliche Tätigkeit muss kausal für den Eintritt des Umwelt
schadens bzw. die Gefahr sein ▸ es bedarf also eines ursächlichen Zusammenhangs zwischen der 
beruflichen Tätigkeit und dem Schadenseintritt/unmittelbaren Gefahr eines Schadens 

 ▸ �§ 2 Nr. 3 USchadG nimmt Bezug auf die auch im übrigen Ordnungsrecht angewandte Theorie der 
unmittelbaren Verursachung42 (vgl. hierzu die Erläuterung auf Seite 24).  ▸ dies ist also nichts Neues!

Wie verhält es sich bei diffusen Quellen?

▸ Dazu § 3 Abs. 4 USchadG:

„In Fällen, in denen der Umweltschaden oder die unmittelbare Gefahr eines solchen Schadens durch 
eine nicht klar abgegrenzte Verschmutzung verursacht wurde, findet dieses Gesetz nur Anwendung, 
wenn ein ursächlicher Zusammenhang zwischen dem Schaden und den Tätigkeiten einzelner Verant­
wortlicher festgestellt werden kann.“

 ▸ �Eigentlich handelt es sich dabei nur um eine Klarstellung, weil ein Kausalitätsnachweis ohnehin 
erforderlich ist.

 ▸ �Ein anderer Kausalitätsmaßstab wird nicht eingeführt! Für den Kausalitätsnachweis als solchen 
gilt also nichts anderes.

 ▸ �Es muss fachlich geprüft werden, ob die Schädigung auf nicht zuzuordnende diffuse Quellen zu-
rückzuführen ist, oder ob mehrere Verursachungsbeiträge vorhanden sind, die konkret zugeordnet 
werden können und durch die im Zusammenspiel ein Umweltschaden eintritt (Summationseffekte).43

Hinweise zur Vertiefung4243
Verantwortlichkeit ist Verhaltensverantwortlichkeit!
Die Verantwortlichkeit nach dem USchadG ist eine 
Verhaltensverantwortlichkeit und gerade  keine 
Zustandsverantwortlichkeit.44 Anders als etwa im 
Kontext des Bodenschutzrechts (vgl. dort etwa 
§ 4 BBodSchG), reicht es also nicht aus, Eigentümer 
einer Sache oder eines Grundstückes zu sein, von 
der bzw. von dem eine Gefahr ausgeht.45 

Natürliche und juristische Personen können 
 Verantwortliche sein! 
Verantwortliche im Sinne des § 2 Nr. 3 USchadG 
 können nicht nur natürliche, sondern auch 
 juristische Personen sein. Das hat zur Folge, dass 

42	 Wagner, VersR 2008, Seite 565, 569; Koukakis, NuL 2016, Seite 53, 58 m. w. Nachw.; Beckmann/Wittmann, in: Landmann/Rohmer, UmweltR-Komm., Band I., Stand Mai 2025, § 2 
USchadG, Rdnr. 28.

43	 Beckmann/Wittmann in: Landmann/Rohmer, UmweltR-Komm., Band I, Stand Mai 2025, § 3 USchadG, Rdnr. 24.
44	 Hendrischke, in: Kerkmann/Fellenberg, Naturschutzrecht in der Praxis, 3. Auflage, Stand 2021, § 14 Umweltschadensrecht, Rdnr. 12; Beckmann/Wittmann in: Landmann/Rohmer, 

UmweltR-Komm., Band I, Stand Mai 2025, § 2 USchadG, Rdnr. 31; Petersen, USchadG, § 2, Rdnr. 135.
45	 Gassner/Schemel, USchadG, 3. Auflage, 2016, S. 72.
46	 Beckmann/Wittmann in: Landmann/Rohmer, UmweltR-Komm., Band I, Stand Mai 2025, § 2 USchadG, Rdnr. 49; Müggenborg, NVwZ 2009, Seite, 12, 14.
47	 Daher kritisch Louis, NuR 2009, Seite 2, 3; Koukakis NuL 206, Seite 53, 57 f. m. w. Nachw.; kritisch auch Müggenborg, NVwZ 2009, Seite, 12, 15.

beispiels weise neben einem Unternehmen, welches 
eine entsprechende Anlage betreibt, die Verantwort-
lichkeit auch auf Angestellte in einem solchen Un-
ternehmen fallen kann, soweit sie diejenige Hand-
lung, die zu einem schädigenden Ereignis geführt 
hat, selbst und unmittel bar ausübten (etwa durch 
fehlerhafte Bedienung einer Maschine o. ä.).46 Es ist 
aber zweifelhaft, ob dies tatsächlich gewollt und mit 
dem Sinn und Zweck der Gefährdungshaftung ver-
einbar ist. Die besondere Gefahr geht in aller Regel 
von dem Betrieb selbst aus und gerade nicht von ein-
zelnen  Angestellten.47 Letztere werden ohnehin oft-
mals nicht in der Lage sein – weder fachlich noch 
finanziell – die Folgen eines entsprechenden Scha-
dens zu be seitigen. Wenn es also um die Frage der 

https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__3.html
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Störerauswahl im Rahmen der korrelierenden be-
hördlichen Befugnisse geht, wird insoweit aus Ver-
hältnismäßigkeits- und Zweckmäßigkeitserwägungen 
sowie mit Blick auf die Sicherung der Effektivität ent-
sprechender Maßnahmen nicht unbedingt auf einzel-
ne  Angestellte zurückzugreifen sein.48 

Auch diejenige Person, die eine berufliche Tätigkeit 
„bestimmt“, kann Verantwortliche sein!
Damit können auch Organmitglieder bzw. Ver-
antwortungspersonen einer juristischen Person 
(bspw. Vorstandmitglieder, Geschäftsführer*innen 
u. ä.) Verantwortliche sein, müssen es aber nicht.49 
Dies ist nicht als generelle Verantwortlichkeit dieser 
Personen zu verstehen. Es muss gefragt werden, wer 
die eigentlichen Umstände, die zum Schadensein-
tritt oder der Schadensgefahr führten, unmittelbar 
und entscheidend lenkte.50 Ist dies bei einer Person 
nicht der Fall, besteht auch keine Verantwortlichkeit. 
Es handelt sich stets um eine Frage des Einzelfalls. 

Auch Inhaber einer Genehmigung können 
 Verantwortliche sein!
Eine sog. „permit defence“, d. h. eine generelle 
 Entlastung von Haftungsansprüchen bei Einhaltung be-
hördlich genehmigter Auflagen, gilt im USchadG nicht. 
Dementsprechend kann nach § 2 Nr. 3 USchadG auch 
„Verantwortlicher“ sein, der „ Inhaber einer Zulassung 
oder Genehmigung für eine Tätigkeit“ ist.51 Im Kontext 
der verschuldensabhängigen Haftung (nur bei Biodiver-
sitätsschäden) kann das Vorliegen einer Genehmigung 
aber für die  Beurteilung dessen relevant sein, ob die 
verantwort liche Person schuldhaft gehandelt hat.

Es bedarf eines kausalen Zusammenhangs  zwischen 
der beruflichen Tätigkeit und dem Eintritt des 
 Umweltschadens bzw. der unmittelbaren Gefahr 
eines Umweltschadens!
Eine Verantwortlichkeit trifft nur die Person,  deren 
Handlung den Umweltschaden bzw. die Gefahr  eines 
solchen unmittelbar verursacht hat. Die ausge übte 
oder bestimmte berufliche Tätigkeit muss mithin 
kausal für den Eintritt des Umweltschadens bzw. die 
Gefahr des Eintrittes sein. § 2 Nr. 3 USchadG nimmt 

48	 Balensiefen, USchadG, 2013, § 2, Rdnr. 5; Beckmann/Wittmann in: Landmann/Rohmer, UmweltR-Komm., Band I, Stand Mai 2025, § 2 USchadG, Rdnr. 32.
49	 Petersen, USchadG, 2013, § 2, Rdnr. 131; Müggenborg, NVwZ 2009, Seite, 12, 15.
50	 Beckmann/Wittmann in: Landmann/Rohmer, UmweltR-Komm., Band I, Stand Mai 2025, § 2 USchadG, Rdnr. 33; Koukakis, NuL 2016, Seite 53, 57; Müggenborg, NVwZ 2009, 

Seite, 12, 15; Cosack, DVBl. 2008, Seite 405, 412.
51	 Cuypers, in: Frenz/Müggenborg, BNatSchG-Komm., 4. Auflage, Stand 2024, § 19, Rdnr. 29. 
52	 Wagner, VersR 2008, Seite 565, 569; Koukakis, NuL 2016, Seite 53, 58 m. w. Nachw.; Beckmann/Wittmann, in: Landmann/Rohmer, UmweltR-Komm., Band I., Stand Mai 2025, 

§ 2 USchadG, Rdnr. 28.
53	 Vgl. BVerwG, Beschl. v. 12.4.2006 – 7 B 30/06 –, Rdnr. 4.
54	 Beckmann/Wittmann in: Landmann/Rohmer, UmweltR-Komm., Band I, Stand Mai 2025, § 3 USchadG, Rdnr. 22

Bezug auf die auch im übrigen Ordnungsrecht ange-
wandte Theorie der unmittelbaren Verursachung.52 
Das Bundesverwaltungsgericht hat Folgendes dazu 
im abfallrechtlichen Kontext ausgeführt: 

„Verursacher ist nach allgemeinem Polizei- und 
 Ordnungsrecht derjenige, dessen Verhalten die  Gefahr 
„unmittelbar“ herbeigeführt, also bei einer werten-
den Zurechnung die polizeirechtliche Gefahren schwelle 
überschritten hat. Personen, die entferntere, nur mittel
bare Ursachen für den eingetretenen  Erfolg gesetzt, 
also nur den Anlass für die unmittelbare Verursa-
chung durch andere gegeben haben, sind in diesem 
Sinn  keine Verursacher. Nach der gebotenen wertenden 
 Betrachtungsweise kann allerdings auch ein als „Ver-
anlasser“ auftretender Hintermann (mit)verantwort-
lich sein, wenn dessen Handlung zwar nicht die polizei
rechtliche Gefahrenschwelle überschritten hat, aber mit 
der durch den Verursacher unmittelbar herbeigeführten 
Gefahr oder Störung eine natürliche Einheit bildet, die 
die Einbeziehung des Hintermanns in die Polizei pflicht 
rechtfertigt. Eine derartige natürliche Einheit besteht 
typischerweise beim „Zweckveranlasser“ als dem
jenigen, der die durch den Verursacher be wirkte Poli-
zeiwidrigkeit gezielt ausgelöst hat (vgl. Drews/ Wacke, 
 Gefahrenabwehr, 9. Aufl. 1986, S. 310 ff.).“53 

Es handelt sich also der Sache nach um nichts 
„ Neues“ oder „Unbekanntes“.

Auch bei diffusen Quellen ist ein Kausalitäts
nachweis erforderlich!
Gemäß § 3 Abs. 4 USchadG findet das USchadG in 
Fällen, in denen der Umweltschaden oder die un
mittelbare Gefahr eines solchen Schadens durch eine 
nicht klar abgegrenzte Verschmutzung verursacht 
wurde, nur Anwendung, wenn ein ursächlicher Zu-
sammenhang zwischen dem Schaden und den Tätig
keiten von einzelnen Verantwortlichen festgestellt 
 werden kann. Bei genauerer Betrachtung kommt  dieser 
(klarstellenden) Vorschrift kein eigener Regelungs
gehalt zu.54 Die Vorschrift implementiert auch keinen 
anderen oder weitergehenden Kausalitätsmaßstab.
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Rechtsfolgen8
§§ 4 bis 9 USchadG

▸ Greifen – bei Gefahrenabwehrpflicht – teils bereits vor Eintritt des konkreten Schadens!

Hinweis 

Die Informationspflicht besteht nicht nur im Vorfeld.  
Vielmehr müssen Informationen auch weitergegeben werden, 
wenn der Schaden schon eingetreten ist (§ 4 USchadG).  
Viele Gesetze kennen eine Informationspflicht nicht; das 
Instrument sollte daher gerne genutzt werden

Gefahrenabwehrpflicht  
§ 5 USchadG

Informationspflicht
§ 4 USchadG

Sanierungspflicht  
§§ 6, 8 USchadG

Rechtsfolgen bereits vor Schadenseintritt 
(präventiv)

Rechtsfolgen nach Schadenseintritt 

▸ �greifen schon bei Eintritt einer unmittelbaren Gefahr

Unmittelbaren Gefahr
Definition: § 2 Nr. 5 USchadG = die hinreichende Wahrscheinlich­
keit, dass ein Umweltschaden in naher Zukunft eintreten wird
≠ Maßstab der unmittelbaren Gefahr im nationalen Ordnungsrecht:
Im USchadG ist die zeitliche Schwelle vorgelagert; es gelten also 
weniger hohe Anforderungen an die Annahme einer unmittel
baren Gefahr. Ein hinreichend enger zeitlicher Zusammenhang 
ist aber dennoch erforderlich. 

▸ �Im Rahmen der Gefahrenabwehrpflicht hat die verantwortliche 
Person unverzüglich die erforderlichen Vermeidungsmaß­
nahmen zu ergreifen

Sanierungspflicht  
▸ �greift erst nach Eintritt 

eines Umweltschadens

· �Unterscheidung zwischen 
Schadensbegrenzungs- 
(§ 6 Nr. 1 USchadG) und 
Sanierungsmaßnahme 
(§ 6 Nr. 2 USchadG)

· �bei Biodiversitäts- und 
Gewässerschäden drei 
Arten von Sanierungs
maßnahmen (primäre, 
ergänzende und Aus-
gleichssanierung) nach 
Anhang II Nr. 1 UH-RL

▸ �ausführlich Erläuterungen 
siehe Schema Sanierungs-
pflicht

Hinweis 

Die Rechtsfolgen des USchadG treten kraft 
Gesetzes ein. Es ist eigentlich kein behördli-
cher Umsetzungsakt erforderlich. Die Verant-
wortlichen müssen die Pflichten von sich aus 

erfüllen. Die Behörde hat aber korrelierende 
Befugnisse und kann auch selbst nach §§ 7, 8 
Abs. 1 USchadG aktiv werden.

https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__6.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__6.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__6.html
https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Gesetze/richtlinie_umwelthaftung.pdf
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Gefahrenabwehrpflicht  
§ 5 USchadG

Vermeidungsmaßnahmen 
sind zu ergreifen (Definition: 
§ 2 Nr. 6 USchadG)
= jede Maßnahme, um bei 
einer unmittelbaren Gefahr 
eines Umweltschadens 
diesen Schaden zu ver­
meiden oder zu minimieren
▸ �Gefahrenabwehrpflicht 

greift nicht nur dann, wenn 
der Schaden vollständig 
abwendbar ist

▸ �Es besteht durchgehend 
die Pflicht, den Schadens
eintritt soweit wie möglich 
zu vermeiden.

▸ �Wenn sich abzeichnet, 
dass der Schadenseintritt 
unvermeidbar ist, muss 
schon im Vorfeld das 
drohende Ausmaß einge-
dämmt werden.

Informationspflicht
§ 4 USchadG

Welche Informationen sind 
bedeutsam?
= einzelfallabhängig, z. B.:

· �Art des Schadens
· �Ort des Schadens
· �Zeitpunkt
· �Schadensumfang
· �ggf. bereits ergriffene 

Gegenmaßnahmen

Bei Informationsgewinnung 
Fokus auf:

· �Sinn und Zweck von 
Umweltschadensrecht

· �Verpflichtungen der 
Verantwortlichen

· �Aufgaben und Befugnisse 
der zuständigen Behörde

▸ �Durch die Informations-
pflicht soll die Behörde 
in die Lage versetzt 
werden, alle Aspekte des 
(drohenden) Umwelt
schadens zu prüfen, um 
ihrer Überwachungspflicht 
(§ 7 USchadG) nach-
kommen zu können und 
ggf. dem Verantwortlichen 
die erforderlichen Maß-
nahmen aufzuerlegen.

Hinweis: Hohe Relevanz für das Verhältnis zu sonstigem Fachrecht! 

Auch die Rechtsfolgen sind bei der Frage 
des Verhältnisses zu anderen Vorschriften 
(§ 1 USchadG) einzubeziehen. Nicht nur die 
tatbestandlichen Voraussetzungen sind aus-

schlaggebend. Das USchadG ist insbesonde-
re im Hinblick auf die Rechtsfolgen wegen des 
Eintritts kraft Gesetzes oft weitergehender als 
konkurrierendes Fachrecht!

https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__1.html
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Hinweise zur Vertiefung
Die Definition der „unmittelbaren Gefahr“ ist nicht 
unbedingt identisch mit der Begrifflichkeit aus dem 
nationalen Recht, sondern geht weiter! 
Die Begriffsdefinition des § 2 Nr. 5 USchadG ent-
spricht Art. 2 Nr. 9 UH-RL. Demnach ist eine unmit-
telbare Gefahr eines Umweltschadens dann gegeben, 
wenn die hinreichende Wahrscheinlichkeit vorliegt, 
dass ein Umweltschaden in naher Zukunft eintre-
ten wird. Hierin wird eine Abweichung von dem im 
 nationalen Ordnungsrecht geltenden Maßstab der 
„unmittelbaren Gefahr“ gesehen.55 Eine derart zeit
liche Nähe, dass der Eintritt des Schadens sofort 
und fast mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit zu erwarten sei, wenn keine Abwendungs
maßnahmen getroffen werden, ist nicht erforder-
lich. Diese höheren Anforderungen gelten nicht.56 
Trotz allem bedarf es eines gewissen, zeitlichen 
 Zusammenhangs zwischen Störung und Schadens
eintritt; die Gefahr eines Schadenseintritts in 
„ ferner Zukunft“ reicht nicht aus. 

55	 Petersen, USchadG, 2013, § 2, Rdnr. 144 f.
56	 Petersen, USchadG, 2013, § 2, Rdnr. 144 f.; Beckmann/Wittmann in: Landmann/Rohmer, UmweltR-Komm., Band I, Stand Mai 2025, § 2 USchadG, Rdnr. 53.
57	 Petersen, USchadG, 2013, § 4, Rdnr. 15; Shirvani, UPR 2010, Seite 209, 210; Beckmann/Wittmann in: Landmann/Rohmer, UmweltR-Komm., Band I, Stand Mai 2025, § 4 USchadG, 

Rdnr. 10.
58	 Hendrischke, in: Kerkmann/Fellenberg, Naturschutzrecht in der Praxis, 3. Auflage, Stand 2021, § 14 Umweltschadensrecht, Rdnr. 25; Beckmann/Wittmann in: Landmann/Rohmer, 

UmweltR-Komm., Band I, Stand Mai 2025, § 2 USchadG, Rdnr. 5.

Die Informationspflicht besteht bereits bei unmittel-
barer Gefahr und somit vor Eintritt eines Schadens!
Nach § 4 USchadG muss der Verantwortliche die 
 zuständige Behörde unverzüglich über alle be-
deutsamen Aspekte des Sachverhaltes unterrich-
ten. Diese Verpflichtung greift bereits vor Eintritt 
eines Umweltschadens. Im Falle des Eintritts  eines 
 Umweltschadens besteht selbstverständlich die 
 gleiche Verpflichtung. 

Welche Informationen im Einzelnen zu übermitteln 
sind, ist einzelfallabhängig. Hier stehen der Sinn und 
Zweck des USchadG, die Verpflichtungen der Ver-
antwortlichen sowie die entsprechenden Aufgaben 
und Befugnisse der zuständigen Behörde im Fokus. 
Insofern umfasst die Informationspflicht sämtliche 
Angaben zur Art des Schadens, dessen Ort sowie der 
entsprechenden Einbettung, dem Zeitpunkt, dem 
Umfang und zu etwa bereits ergriffenen oder noch zu 
ergreifenden Maßnahmen.57 Die Informationspflicht 
lässt auch die weiterhin bestehende Pflicht zur Amts-
ermittlung unberührt.58
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Die Gefahrenabwehrpflicht nach § 5 USchadG 
dient der Vermeidung eines Schadenseintritts und 
der Minimierung eines möglichen Schadens!
Liegt eine unmittelbare Gefahr vor, haben Ver-
antwortliche unverzüglich und kraft Gesetzes die 
 erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen zu er
greifen. Der Begriff erfasst nach § 2 Nr. 6 USchadG 
jede Maßnahme, um bei einer unmittelbaren  Gefahr 
den  Schaden zu vermeiden oder zu minimieren. 
 Welche Maßnahmen erforderlich sind, bestimmen 
die jeweiligen Umstände des Einzelfalles.59 Mit der 
Vorgabe, dass drohende Umweltschäden auch zu 
minimieren sind, wird klargestellt, dass die Gefah-
renabwehrpflicht nicht nur dann greift, wenn ein 
Schaden vollständig abwendbar ist. Vielmehr besteht 
durchgehend die Verpflichtung in dem vorgelager-
ten  Stadium so weit wie möglich den Eintritt eines 
Schadens zu vermeiden.60 Insofern bestehen nicht 
nur Verpflichtungen, einen Schaden dann zu begren-
zen, wenn er bereits eingetreten ist, sondern bereits 
im Vorfeld das drohende Ausmaß von vornherein 
einzudämmen, wenn sich abzeichnet, dass sich der 
Eintritt nicht gänzlich wird vermeiden lassen. Unter 
Berücksichtigung der Zielrichtung des USchadG und 
der zugrundeliegenden UH-RL sind daher Vermei-
dungsmaßnahmen auch vorgezogene Schadensbe-
grenzungsmaßnahmen. Auch durch das Unterlassen 
gewisser Handlungen kann eine Verantwortlichkeit 
für eintretende Umweltschäden begründet werden.61 
Dementsprechend kann umgekehrt die erforderliche 
Maßnahme ein aktives Handeln erfordern.

Die Sanierungspflicht umfasst Schadensbegren-
zungsmaßahmen und Sanierungsmaßnahmen!
Ist ein Umweltschaden eingetreten, so bestimmt § 6 
USchadG, dass Verantwortliche (1.) die erforderlichen 
Schadenbegrenzungsmaßnahmen vor zunehmen 
bzw. (2.) die erforderlichen Sanierung smaßnahmen 
gemäß § 8 USchadG zu ergreifen haben. Zu der 
Rechtsfolge „Sanierungspflicht“ ausführlich geson-
dert unter 9.

59	 Vgl. BT-Drs. 16/3806, S. 24.
60	 Petersen, USchadG, 2013, § 5, Rdnr. 19.
61	 Petersen, USchadG, 2013, § 5, Rdnr. 19.
62	 Petersen, USchadG, 2013, § 3, Rdnr. 13.
63	 Petersen, USchadG, 2013, § 3, Rdnr. 28.
64	 Hendrischke, in: Kerkmann/Fellenberg, Naturschutzrecht in der Praxis, 3. Auflage, Stand 2021, § 14 Umweltschadensrecht, Rdnr. 49.

Der Behörde stehen korrelierende Befugnisse zu!
Die zuständige Behörde hat zu überwachen, dass 
Verantwortliche die erforderlichen Vermeidungs-, 
Schadens begrenzungs- und Sanierungsmaßnahmen 
ergreifen. Sie muss also tätig werden, um die Umset-
zung zu überwachen und hat insoweit kein Ermessen.62 

Die Behörde kann den Verantwortlichen auf geben 
(1) alle erforderlichen Informationen und  Daten über 
eine unmittelbare Gefahr von Umweltschäden, über 
den Verdacht einer solchen unmittelbaren Gefahr oder 
einen eingetretenen Schaden sowie eine  eigene Bewer-
tung vorzulegen, (2) die erforderlichen Vermeidungs-
maßnahmen zu treffen und (3) die erforder lichen 
Schadens begrenzungs- und Sanierungsmaßnahmen 
zu ergreifen (vgl. § 7 USchadG). Unter Berücksichti-
gung der Zielrichtung des USchadG und der ihm zu-
grundeliegenden UH-RL dürfte indes  oftmals eine 
Ermessensreduzierung zu prüfen sein und nur aus-
nahmsweise davon abgesehen werden können, ent-
sprechende Maßnahmen der Gefahren abwehr und 
Sanierung zu verlangen.63 Hinsichtlich der Wahl der 
Maßnahmen besteht ein Auswahlermessen.64

Die Behörde kann auch selbst tätig werden und die 
 erforderlichen Sanierungsmaßnahmen er greifen 
(das ergibt sich mittelbar aus § 8 Abs. 1 HS 2 USchadG).
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9 Sanierungspflicht

Ausgangsnorm: § 6 USchadG

Nr.1: Schadensbegrenzungsmaßnahme
 ▸ Definition: § 2 Nr. 7 USchadG

Nr.2: Sanierungsmaßnahme
 ▸ Definition: § 2 Nr. 8 USchadG
 ▸ Verweis in den § 8 USchadG

 ▸ Schaden muss bereits eingetreten sein (Abgrenzung zu Vermeidungsmaßnahme)

 ▸ �Tritt als Rechtsfolge kraft Gesetzes ein; Umsetzung wird aber von der zuständigen Behörde 
überwacht (§ 7 Abs. 1 USchadG) 

+ Maßnahmen können durch Behörde angeordnet werden (§ 7 Abs. 2 USchadG)

Zu Nr. 2:

Sanierungsmaßnahmen § 8 USchadG
richtet sich gemäß § 2 Nr. 8 USchadG 
nach Fachrecht (Definition „fachrechtliche 
Vorschriften“ in § 2 Nr. 10 USchadG)

Biodiversitätsschäden: 
BNatSchG

Schäden des Bodens:  
BBodSchG

Gewässerschäden:  
WHG

siehe Auslegungs-
hilfe LABO S. 14 f.

§ 19 Abs. 4 BNatSchG insb. §§ 12 ff. BBodSchG§ 90 Abs. 2 WHG

siehe auch  
Anhang II Nr. 2 UH-RL 

3 Arten von 
Sanierungsmaßnahmen

Tipp: Die dortigen Regelungen be- 
schreiben die möglichen Sanierungsarten 
sowie den Umgang damit, wie etwa Schritte 
zur Bestimmung der erforderlichen Sanie-
rungsmaßnahmen. Sie können damit als 
gute Orientierung und Hilfe dienen!

Verweis auf Anhang II Nr. 1 UH-RL

https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__6.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__8.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__2.html
https://www.labo-deutschland.de/documents/LABO_USchadG-Auslegungshilfe_2023.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__19.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbodschg/__12.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__90.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02004L0035-20190626&qid=1769532528550
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02004L0035-20190626&qid=1769532528550
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65

65	 In Anlehnung an den Leitfaden zur Anwendung des Umwelthaftungsrechts in Spanien: Ministerio para la Transición Ecológica (2019): Documento guía sobre la aplicación 
de la normativa de responsabilidad medioambiental en España, S. 11

66	 In Anlehnung an den Leitfaden zur Anwendung des Umwelthaftungsrechts in Spanien: Ministerio para la Transición Ecológica (2019): Documento guía sobre la aplicación 
de la normativa de responsabilidad medioambiental en España, S. 11

66

1. primäre Sanierung (Nr. 1 lit. a)

2. ergänzende Sanierung (Nr. 1 lit.b)

3. Ausgleichssanierung (Nr. 1 lit. c)

 ▸ �zusätzlich zu 1. und 2. bei zwischen
zeitlichen Verlusten (Nr. 1 lit. d)

Stufenverhältnis (1. geht 2. zwingend vor)

Primäre Sanierung und Ausgleichssanierung65:

Ergänzende Sanierung und Ausgleichssanierung66:

Geschädigte Fläche

Fläche des Schutzguts Ergänzende Sanie-
rungsmaßnahmen

Ausgleichssanierungs
maßnahmen

Fläche inkl. 
Sanierungsmaßnahmen

Hinweis:
Mit der Ausgleichssanie rung können auch  zwischenzeitliche Verluste kompensiert werden. 
 Anders als andere Instrumente kennt und nennt das Umweltschadensrecht diese Option. 
Es besteht also kein Zweifel, dass solche Maßnahmen erfasst und ergriffen werden können 
oder gar müssen, wenn solche Verluste eintreten. Das eröffnet also gerade entsprechende 
 Möglich keiten und stellt einen echten Mehrwert dar! 

Fläche des Schutzguts Primärsanierungs-
maßnahmen

Ausgleichssanierungs
maßnahmen

Fläche inkl. 
Sanierungsmaßnahmen

Geschädigte Fläche

3 Arten von Sanierungsmaßnahmen bei Biodiversitätsschäden und Gewässerschäden

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02004L0035-20190626&qid=1769532528550
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02004L0035-20190626&qid=1769532528550
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02004L0035-20190626&qid=1769532528550
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02004L0035-20190626&qid=1769532528550
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Hinweise zur Vertiefung
Die Sanierungspflicht erfasst auch Schadens
begrenzungsmaßnahmen!
Das sind gemäß § 2 Nr. 7 USchadG jegliche Maß
nahmen, um die betreffenden Schadstoffe oder sons-
tigen Schadfaktoren unverzüglich zu kontrollieren, 
einzudämmen, zu beseitigen und auf sonstige Weise 
zu  behandeln, um weitere Umweltschäden und nach
teilige Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit 
oder eine weitere Beeinträchtigung von Funktionen 
zu begrenzen oder zu vermeiden. Es geht also darum, 
auch das Ausmaß eines Schadens zu begrenzen.

Welche Sanierungsmaßnahmen erforderlich sind, 
richtet sich nach dem Fachrecht (WHG, BBodSchG 
und BNatSchG) und Anhang II UH-RL!
Die möglichen „Arten“ der Sanierungsmaßnah-
men werden in Anhang II UH-RL dargestellt (Ver-
weis über § 19 Abs. 4 BNatSchG, § 90 Abs. 2 WHG). 
Unter der dortigen Nr. 1 sind Rahmenbedingungen 
für die  Sanierung von Schäden an Gewässern oder 
geschützten Arten oder natürlichen Lebensräumen 
festgelegt, wohingegen Nr. 2 entsprechende Ausfüh-
rungen mit Blick auf die Sanierung von Schädigun-
gen des Bodens enthält. Einen abschließenden Kata-
log der in Betracht kommenden Maßnahmen enthält 
der Anhang II UH-RL in Anbetracht der Varietät an 
potentiellen Schadensfällen jedoch nicht! Gleich-
wohl stellen die zur Verfügung stehenden Arten ei-
nen  beachtlichen Mehrwert dar! Es ist nämlich auch 

Verfahren bei Sanierungsmaßnahmen

1. �Ermittlung der erforderlichen Sicherungsmaßnahme durch Verantwortlichen  
(§ 8 Abs. 1 USchadG)

 ▸ Pflicht besteht schon kraft Gesetzes

 ▸ �Muss grds. nicht durch Behörde angeordnet werden; kann aber angeordnet werden  
(§ 7 Abs. 2 USchadG)

 ▸ Verantwortlicher muss seinen Sanierungsvorschlag vorlegen

2. �Entscheidung der Behörde über Art und Umfang der durchzuführenden 
Sanierungsmaßnahmen (§ 8 Abs. 2 USchadG)

Nochmals der Hinweis: Anhang II Nr. 1.3 UH-RL gibt vor, welche Sanierungsoptionen 
in Betracht kommen! 

 ▸ �Verhältnismäßigkeitsgrundsatz beachten! Nicht jede theoretisch in Betracht kommende Sanie-
rungsmaßnahme ist auch zu ergreifen. Die ausgewählte Sanierungsoption muss angemessen sein.

3. �Bestimmung der Reihenfolge der zu sanierenden Umweltschäden bei mehreren 
Schadensfällen (§ 8 Abs. 3 USchadG)

 ▸ Ermessen der Behörde

 ▸ ebenfalls Verhältnismäßigkeit beachten

https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__8.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__8.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02004L0035-20190626&qid=1769532528550
https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__8.html
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explizit eine Ausgleichssanierung vorgesehen, mit 
der auch zwischenzeitliche Verluste kompensiert wer-
den sollen. Dies sehen andere Instrumente nicht – je-
denfalls nicht in vergleichbarer Deutlichkeit – vor. 
Solche Maßnahmen können und müssen daher ggf. 
durchgeführt werden!

Biodiversitäts – und Gewässerschäden sollen 
 prinzipiell so saniert werden, dass die Umwelt 
in ihren Ausgangszustand zurückversetzt wird! 
Ist das nicht möglich, sind Maßnahmen an einem 
anderen Ort vorzunehmen! Auch zwischenzeitliche 
Verluste sind zu kompensieren!
Anhang II UH-RL beschreibt die Ziele der in Betracht 
kommenden Arten der Sanierung:

	▸ „primäre Sanierung“: die geschädigten natür-
lichen Ressourcen und/oder beeinträchtigten 
Funktionen ganz oder annähernd in den Aus-
gangszustand zurückzuversetzen (strukturell 
den Ausgleichsmaßnahmen nach der Eingriffs­
regelung ähnlich);

	▸ „ergänzende Sanierung“ bei nicht möglicher 
primärer Sanierung: an einem anderen Ort 
(möglichst im geografischen Zusammenhang) 
einen Zustand der natürlichen Ressourcen und/
oder von deren Funktionen herzustellen, der 
einer Rückführung des geschädigten Ortes in 
seinen Ausgangszustand gleichkommt (struktu-
rell den Ersatzmaßnahmen nach der Eingriffs­
regelung ähnlich);

	▸ „Ausgleichssanierung“: Ausgleich zwischenzeit-
licher Verluste natürlicher Ressourcen und/oder 
Funktionen, die vom Zeitpunkt des Eintretens 
des Schadens bis zu deren Wiederherstellung ent
stehen (zusätzliche Verbesserungen am Ort des 
Schadens oder einem anderen Ort).

67	 Kieß/Bernotat, Operationalisierung des Umweltschadensgesetzes bei Biodiversitätsschäden, in: Knopp, L. et al. [Hrsg.], Biodiversitätsschäden und Umweltschadensgesetz – 
rechtliche und ökologische Haftungsdimension, Tagungsband zu dem interdisziplinären Symposium am 9. Oktober 2008 in Leipzig, 2008, Seite 9, 19; Bruns/Kieß/Peters, NuR 2009, 
Seite 149, 155.

Es besteht also ein Stufenverhältnis!  Grundsätzliches 
Ziel ist die primäre Sanierung. Wenn diese nicht 
 möglich ist, erfolgt eine ergänzende Sanierung. 
Die Ausgleichssanierung erfolgt hingegen für den 
Fall sogenannter „interim losses“ (zwischenzeitli-
cher Verluste) an Ressourcen und Funktionen.67 Die-
se ergeben sich dadurch, dass die geschädigten na-
türlichen Ressourcen und/oder Funktionen ihre 
ökologischen Aufgaben nicht erfüllen oder ihre Funk-
tionen für  andere natürliche Ressourcen oder für 
die Öffentlichkeit nicht erfüllen können, solange die 
Maßnahmen der primären bzw. der ergänzenden Sa-
nierung ihre  Wirkung nicht entfaltet haben. 

Anhang II UH-RL gibt auch Hinweise zur  Festlegung 
von Sanierungsmaßnahmen und zur Wahl der 
 Sanierungsoptionen!
Unter Nr. 1.2 des Anhang II der UH-RL werden Hin-
weise zur Festlegung der Sanierungsmaßnahmen für 
die einzelnen Sanierungsarten umrissen. Nr. 1.3 des 
Anhang II der UH-RL beschreibt sodann  Kriterien für 
die Wahl und Bewertung der angemessenen Sanie-
rungsoptionen. Insofern werden hier – anders als bei 
anderen Instrumenten – konkretere Hinweise ge-
geben, wie die jeweiligen Sanierungs maßnahmen 
zu  ermitteln und zu bewerten sind. Auch dies 
stellt  einen echten Mehrwert gegenüber anderen 
 Instrumenten dar!

Die zuständige Behörde kann auch selbst die 
 erforderlichen Schadenbegrenzungs- und 
 Sanierungsmaßnahmen ergreifen!
Gemäß § 8 Abs. 1 USchadG ist die verantwortliche 
Person grundsätzlich verpflichtet, die erforderli-
chen Sanierungsmaßnahmen zu ermitteln und der 
zuständigen Behörde zur Zustimmung vorzulegen. 
Die Behörde kann aber auch selbst tätig werden und 
diese ergreifen, vgl. § 8 Abs. 1 HS 2 USchadG. 
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Verhältnis zu anderen Vorschriften10
§ 1 USchadG

§ 1 USchadG

„Dieses Gesetz findet Anwendung, soweit Rechtsvorschriften des Bundes oder der Länder die Ver­
meidung und Sanierung von Umweltschäden nicht näher bestimmen oder in ihren Anforderungen diesem 
Gesetz nicht entsprechen. Rechtsvorschriften mit weitergehenden Anforderungen bleiben unberührt.“

Nicht so subsidiär wie oftmals angenommen!

Es wird oft angenommen, dass das USchadG 
„subsidiär“ gegenüber sonstigen Fachrecht 
sei. Dabei ist es das nicht unbedingt! Hierbei 
sollte bspw. immer auch an die Rechtsfolgen-
seite gedacht werden. Nur wenige Instrumen-
te kennen etwa eine vergleichbare Informa-
tionspflicht. Eine ergänzende Sanierung ist 
auch nicht immer vorgesehen. Zudem treten 

die Rechtsfolgen anderer Instrumente nicht 
von Gesetzes wegen ein. Probleme, die bei der 
Anwendung des USchadG gesehen werden, 
sind oft solche, die bei genauerer Betrachtung 
auch in anderem Kontext auftreten können und 
nicht auf eine vermeintliche Subsidiarität zu-
rückzuführen sind.

Existieren überhaupt im konkreten Fall möglicherweise anwendbare Vorschriften, die tatsächlich die 
Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden zum Gegenstand haben?

Halten diese Vorschriften überhaupt den Mindeststandard ein, der durch das USchadG eingeführt 
worden ist?

Haben die anderen Vorschriften weitergehende Anforderungen?

Standard des USchadG

Standard des USchadG wird 
überschritten ▸ Fachrecht 
bleibt insoweit anwendbar

Standard des USchadG wird 
nicht erreicht ▸ USchadG 
anwendbar

Tatbestand und Rechtsfolgenebene beachten!  
Auch partielle/punktuelle Anwendung möglich!

Naturschutzrecht Wasserrecht Bodenschutzrecht

https://www.gesetze-im-internet.de/uschadg/__1.html
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Hinweise zur Vertiefung
Die Abgrenzung zu anderem Fachrecht ist nicht 
schwieriger als im Zusammenhang mit anderen 
Rechtsvorschriften!
Das Verhältnis zu anderen Vorschriften wird oft als 
schwierig empfunden. Dabei ist die  Abgrenzung 
 tatsächlich nicht schwieriger als bei der Abgrenzung 
sonstiger Instrumentarien voneinander. Die Frage, 
wie weit eine Rechtsvorschrift im Verhältnis zu 
 einer anderen geht, ist nichts neues oder  spezifisch 
USchadG-bezogenes. Insofern darf man „ keine 
Scheu“ vor dieser Frage haben! Zwar gibt es ver-
einzelte Beispiele aus der Rechtsprechung, die sehr 
 kompliziert wirken. Das sind aber nicht unbedingt die 
„Standardfälle“.68 Bezogen auf andere, „ et ablierte“ 
naturschutzrechtliche Vorschriften hat die Recht-
sprechung etwa bereits angenommen, dass  diese 
den Standard des USchadG i. d. R. nicht er reichen 
(dazu auch nachher noch S. 36).69

Vorab: behandelt das Fachrecht überhaupt die 
 Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden?
Es gilt zunächst zu beachten, dass nicht jede umwelt-
bezogene Norm gleich eine konkurrierende darstellen 
muss. Es kommt darauf an, ob diese die Vermeidung 
und Sanierung von Umweltschäden überhaupt regelt. 
Bei bloßen Verbotsnormen (etwa die Verbote des § 44 
Abs. 1 BNatSchG) ist dies nicht der Fall, weil sie zwar 
etwas verbieten (und damit natürlich bezwecken, 
dass das Schutzgut nicht gefährdet wird), jedoch da-
rüber hinaus nicht regeln, wie mit Gefahren oder 
eingetretenen Schäden umgegangen werden soll. In-
soweit handelt es sich nur um ein Scheinproblem, 
dass sich leicht auflösen lässt. Aber auch bei anderen 
 Normen, die zwar Kompensation vorsehen, die Sanie-
rung aber nicht explizit behandeln, hat die Rechtspre-
chung bereits die Anwendbarkeit des USchadG bejaht 
(auch hierzu nachfolgend S. 36).70 

Der Mindeststandard darf nicht unterschritten werden!
§ 1 USchadG regelt einen einzuhaltenden Mindest-
standard, dessen Unterschreitung zur Anwendbarkeit 
des USchadG führt.71 Insofern muss gefragt werden, 
ob anderes Fachrecht diesen einhält. Zum Teil weist 
das Fachrecht selbst darauf hin. § 17 Abs. 8 BNatSchG 

68	  So dürfte etwa die Frage der Abgrenzung zu Instrumentarien im Zusammenhang mit der Realisierung von Windenergieanlagen in der AWZ nicht dem „täglichen Fall“ entsprechen. 
Dies war aber Gegenstand der Sonderkonstellation, die den Urteilen des Bundesverwaltungsgerichts in den Verfahren der Az. – 4 C 2/19 – und – 10 C 3/23 – zugrunde lag.

69	  BVerwG, Urt. v. 25.11.2021 – 7 C 6/20 –.
70	  BVerwG, Urt. v. 25.11.2021 – 7 C 6/20 –.
71	  BVerwG, Urt. v. 29.4.2021 – 4 C 2/19 –, Rdnr. 48, 50; BT-Drs. 16/3806, S. 14, 19; dazu ausführlich Beckmann/Wittmann in: Landmann/Rohmer, UmweltR-Komm., Band I, 

Stand Mai 2025, § 1 USchadG, Rdnr. 4 ff.
72	  Peters et al., Bewertung erheblicher Biodiversitätsschäden im Rahmen der Umwelthaftung, Stand 2015, S. 6.
73	  Siehe für das Bodenschutzrecht Dube, Ginzky u.a., Das Umweltschadensgesetz (USchadG) im Bereich des Bodenschutzes – Aktualisierte Auslegungshilfe –, 2023, S. 16 f., 23.

beispielsweise bestimmt in seinem Satz 2, dass § 19 
Abs. 4 BNatSchG zu beachten ist. Damit gilt auch im 
Fall von Eingriffen ohne erforderliche Zulassung oder 
Anzeige, dass die erforderlichen Sanierungsmaß
nahmen nach dem Umweltschadensrecht zu er greifen 
sind, wenn es sich um einen Schaden in diesem 
 Sinne handelt. 

Bestehen Zweifel, ob das sonstige Fachrecht diesen 
Mindeststandard erreicht, ist also im Zweifelsfall eher 
das Umweltschadensrecht anzuwenden.72

Es geht auch nicht um ein komplettes 
„ Entweder-Oder“!
Es geht nicht darum, ob nur das USchadG oder nur 
das Fachrecht insgesamt anwendbar ist. Bereits aus 
§ 1 USchadG folgt, dass dies jeweils nur gilt, soweit 
Rechtsvorschriften die Vermeidung und Sanierung 
von Umweltschäden nicht näher bestimmen oder in 
ihren Anforderungen dem USchadG nicht entspre-
chen. Das bedeutet, dass hinsichtlich eines Aspekts 
das Fachrecht anwendbar bleiben mag, hinsicht-
lich eines anderen aber das USchadG. Letzteres ist 
 ohnehin zum Teil auf die Ausfüllung durch das Fach-
recht angewiesen.

Beispiel: Das Fachrecht sieht einen  äquivalenten 
 Standard für die erforderliche Sanierung vor, kennt 
aber keine Informationspflicht. Dann könnte die 
 Sanierung nach dem Fachrecht vorgenommen  werden, 
die erforderlichen Informationen zum Umwelt schaden 
etc. aber auf Grundlage der Informationspflicht des 
USchadG eingeholt werden!73

Für das Bodenschutzrecht existiert im Übrigen eine 
übersichtliche Handreichung der Bund/Länder-
Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO), die die 
Abgrenzung des USchadG zum Bodenschutzrecht 
„Schritt für Schritt“ behandelt: 

	▸ Das Umweltschadensgesetz (USchadG) im Bereich 
des Bodenschutzes – Aktualisierte Auslegungs
hilfe –, 2023

https://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__17.html
https://www.bverwg.de/290421U4C2.19.0
https://www.bverwg.de/270423U10C3.23.0
https://www.bverwg.de/251121U7C6.20.0
https://www.bverwg.de/251121U7C6.20.0
https://www.bverwg.de/290421U4C2.19.0
https://www.labo-deutschland.de/documents/LABO_USchadG-Auslegungshilfe_2023.pdf
https://www.labo-deutschland.de/documents/LABO_USchadG-Auslegungshilfe_2023.pdf
https://www.labo-deutschland.de/documents/LABO_USchadG-Auslegungshilfe_2023.pdf
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Daher ist es wichtig, nicht nur die Tatbestandsebene 
anzusehen, sondern auch und gerade die Rechts
folgenebene!
Gerade auf der Rechtsfolgenseite dürfte das USchadG 
oftmals im Mindesten „ebenbürtig“, wenn nicht sogar 
weitergehend sein. Die Rechtsfolgen treten nämlich 
bereits von Gesetzes wegen ein – hieran ändern auch 
die korrelierenden behördlichen Befugnisse nichts. 
Andere Rechtsinstrumente bedürfen der behörd-
lichen Anordnung. Die Informationspflicht wurde 
 bereits genannt. Auch das Vorsehen einer Ausgleichs-
sanierung für zwischenzeitliche Verluste ist noch-
mals hervorzuheben. Insofern bietet das USchadG 
 jedenfalls rechtsfolgenseitig einen echten Mehrwert!

Das Bundesverwaltungsgericht (Urt. v. 25.11.2021 – 
7 C 6/20 –) stellte etwa für eine landesrechtliche 
Norm des Naturschutzrechts im Kontext der Eingriffs-
regelung fest, dass diese den Standard des USchadG 
nicht erreiche. Dies, obwohl die Vorschrift im Falle 
einer rechtswidrigen Zerstörung, Beschädigung oder 
Veränderung von Teilen von Natur- und Landschaft 
die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands, 

74	  BVerwG, Urt. v. 25.11.2021 – 7 C 6/20 –, Rdnr. 17 ff.

für den Fall der Unmöglichkeit oder Unverhältnismä-
ßigkeit der Wiederherstellung Ausgleichs- oder Er-
satzmaßnahmen und – falls auch diese nicht möglich 
sind – eine Ersatzzahlung vorsah. Zur Begründung 
hielt das Gericht fest, dass das Rechtsfolgenregime 
 jener Norm Sanierungsmaßnahmen nicht ausdrück-
lich vorsehe und folglich auch keine Regelungen zum 
Inhalt von Sanierungsmaßnahmen treffe. Ermittlun-
gen durch den Verantwortlichen selbst, welche Maß-
nahmen durchzuführen sind, würden nicht ange-
ordnet. Darüber hinaus lasse die Norm anstelle von 
Maßnahmen zu Wiederherstellung, Ausgleich oder 
Ersatz gegebenenfalls eine Ersatzzahlung zu (was 
nicht Teil des Sanierungsregimes des USchadG ist).74

Dieser Befund des Bundesverwaltungsgerichts 
 dürfte auf diverse fachrechtliche Regelungen in ent
sprechender Weise zutreffen!

Somit dürfte das USchadG nicht so 
„ subsidiär“ sein, wie oftmals angenommen! 
 Daher: Mut zur Anwendung!

https://www.bverwg.de/251121U7C6.20.0
https://www.bverwg.de/251121U7C6.20.0
https://www.bverwg.de/251121U7C6.20.0
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Anhang:  
Hinweise zu ZuständigkeitenA

Bundesland Zuständigkeit

Baden-Württemberg § 5 UVwG

Bayern § 51b ZustV

Berlin §§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 2 Nr. 5 NatSchG Bln; § 85 BWG; § 5 Abs. 2 Bln BodSchG

Brandenburg § 1 UmweltrZV

Bremen § 1 der Bekanntmachung über die nach dem Umweltschadensgesetz  
zuständigen Behörden vom 14. Oktober 2008

Hamburg keine gesonderte Regelung

Hessen § 43 Abs. 4 Nr. 6 HeNatG H; § 65 HWG; § 15 HaltBodSchG

Mecklenburg-Vorpommern § 1 USchadGZustLVO M-V

Niedersachsen keine gesonderte Regelung

Nordrhein-Westfalen § 4 ZustVO i. V. m. Anhang II, Ziff. 7.2 ZustVO

Rheinland-Pfalz § 1 USchadGZustV RP

Saarland § 1 USchadZVO

Sachsen keine gesonderte Regelung

Sachsen-Anhalt Gem. RdErl. MLU und MW vom 3.6.2010 – 31.2-05610/10-5,  
Zuständigkeit nach dem Umweltschadensgesetz

Schleswig-Holstein keine gesonderte Regelung

Thüringen USchadGZustV TH





Praxishilfe 
 Umweltschadensgesetz
Zum einfachen Einstieg und Umgang

▸ �Unsere Broschüren als Download 
Kurzlink: bit.ly/2dowYYI


	Titel
	Impressum
	Inhalt
	Kurzbeschreibung
	Ausgangspunkt, Grundfragen und Grundschema
	Biodiversitätsschaden
	Gewässerschaden
	Bodenschaden
	Berufliche Tätigkeit
	Verantwortlicher und Kausalität
	Rechtsfolgen
	Sanierungspflicht
	Verhältnis zu anderen Vorschriften
	Quellenverzeichnis
	Anhang: Hinweise zu Zuständigkeiten
	Rückseite



